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BSBH-Schreiben an  
Hessischen Landtag  

 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf Änderung des 
Landesblindengeldgesetzes (LBliGG), Drucksache 19/4816 sowie zum 
Antrag der Landtagsfraktion der SPD, Drucksache 19/4467  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

vielen Dank für die Möglichkeit, dass der Blinden- und 
Sehbehindertenbund in Hessen e. V. zu dem im Betreff genannten 
Gesetzgebungsverfahren Stellung nehmen darf.  

 

1. Anrechnung von Leistungen der Pflegeversicherung  

 

Wir begrüßen sehr die vorgeschlagene Neuregelung des § 5 Abs. 1. 
Hierdurch ist gewährleistet, dass die zum 01.01.2017 in Kraft getretenen 
Leistungsverbesserungen der gesetzlichen und privaten 
Pflegeversicherungen bei den Leistungsberechtigten ankommen.  

 

2. Befristung des Gesetzes (§ 9) 

 

Wir schlagen vor, in § 9 das Datum 31.12.2019 durch das Datum 
31.12.2024 zu ersetzen.  

 

Begründung: 

 

Aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar ist, dass keine Änderung bezüglich 
der Gesetzesbefristung in § 9 vorgesehen ist. Das Hessische 
Landesblindengeldgesetz wurde zuletzt immer für einen Zeitraum von 8 
Jahren befristet. Grundsätzlich vertreten wir die Auffassung, dass 
Leistungsgesetze nicht zu befristen sind, da der behinderungsbedingte 
Mehrbedarf mit Ablauf der Befristung nicht wegfällt.  

 

Wir vertreten die Auffassung, dass im Rahmen des jetzt laufenden 
Gesetzgebungsverfahrens  zumindest die in Hessen übliche Praxis, das 
Gesetz auf einen Zeitraum vom 8 Jahren zu befristen, beibehalten werden 
soll. 
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3. Leistungszuschlag für taubblinde Menschen (§ 4) 

 

Wir bedauern es, dass der vorliegende Gesetzentwurf nicht vorsieht, nach 
dem Vorbild des Bundeslandes Bayern, taubblinden Menschen einen 
Leistungszuschlag zu gewähren. Wir unterstützen diesbezüglich den 
Antrag der Landtagsfraktion der SPD, Drucksache 19/4467.  

 

Wir schlagen folgende Ergänzung des § 4 vor: 

 

Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

 

(2) „Leistungsberechtigte Personen nach § 2, die taubblind sind, erhalten 
jeweils den doppelten Betrag nach Abs. 1. Taubblind ist ein blinder 
Mensch im Sinne von Satz 1 mit vollständigem Hörverlust oder an 
Taubheit grenzender Schwerhörigkeit. Eine an Taubheit grenzende 
Schwerhörigkeit liegt bei einem Hörverlust von mindestens 80 v.H.vor.“ 

 

Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden zu den Abs. 3 und 4. 

 

Begründung:  

 

Im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes wurde inzwischen das 
Merkzeichen „TBL“ für taubblind eingeführt. d. h., Taubblindheit ist jetzt 
als Behinderung eigener Art und nicht als Addition von gehörlos und blind 
anerkannt.  

 

Der besondere Hilfebedarf taubblinder Menschen durch ein erhöhtes 
Blindengeld wird in den Blindengeldgesetzen von 4 Bundesländern, 
Bayern, Berlin, Thüringen und Schleswig-Holstein bereits berücksichtigt.  

Unser Vorschlag entspricht der Regelung im Landesblindengeldgesetz 
Bayern.  

 

Da bei Taubblindheit sowohl das Sehvermögen als auch das Hörvermögen 
vollständig oder nahezu vollständig fehlt, kann das Fehlen eines dieser 
Sinne nicht teilweise durch den anderen Fernsinn ausgeglichen werden. 
Das führt in nahezu allen Lebensbereichen zu einem enormen Hilfebedarf 
durch spezielle Hilfsmittel und vor allem durch Assistenz von Hilfskräften, 
welche befähigt sein müssen, sich mit dem taubblinden Menschen durch 
Lormen oder Tastgebärden zu verständigen.  

 

8



Informationsquellen wie Printmedien, Internet, Rundfunk und Fernsehen 
sind für taubblinde Menschen zunächst unzugänglich. Auch zur 
Information benötigen taubblinde Menschen Dolmetscher oder, soweit sie, 
was sehr selten der Fall ist, in der Lage sind, mit Hilfe eines Computers 
unter Verwendung der Brailleschrift das Internet zu nutzen, spezielle 
Hilfsmittel.  

 

Besonders eingeschränkt und damit auf Hilfe angewiesen sind taubblinde 
Menschen im Bereich Mobilität. Taubblinde Menschen können sich - von 
ganz wenigen Ausnahmen abgesehen - nicht selbständig außer Haus 
bewegen. Das selbständige Bewegen im Straßenverkehr ist schon für viele 
blinde Menschen eine große Herausforderung. Für Taubblinde ist selbst 
das Überqueren kleiner Straßen ohne Begleitung unmöglich. 
Assistenzpersonen, die taubblinde Menschen begleiten, müssen nicht nur 
sicher in Führtechniken für blinde Menschen sein, sondern auch unterwegs 
mit den Betroffenen kommunizieren und Gesprächsinhalte und zusätzliche 
Informationen bedarfsgerecht und in einer von dem jeweiligen taubblinden 
Menschen wahrnehmbaren Form vermitteln können. 

 

Taubblinde Menschen haben auch zur Bewältigung des Alltags im 
häuslichen Bereich großen Assistenzbedarf; denn sie können Hilfsmittel  
z.B. mit Sprachausgabe nicht nutzen.  

 

4. § 2 Abs. 2 Nr. 1 Leistungen an Bewohner/innen in stationären 
Einrichtungen  

 

Wir schlagen vor, die Leistungsvoraussetzung des § 2 Abs. 2 Nr. 1 zu 
streichen.  

 

Begründung:  

 

Wir bedauern es sehr, dass weiterhin vorgesehen ist, blinden und 
hochgradig sehbehinderten Bewohner/innen von Einrichtungen keine 
Leistung zu bewilligen, wenn sie vor der Aufnahme in die Einrichtung ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt nicht in Hessen hatten. Umzüge außerhalb 
Hessens in hessische Einrichtungen finden i. d. R. deshalb statt, damit die 
in Hessen lebenden Angehörigen in der Lage sind, sich um ihre blinden 
oder hochgradig sehbehinderten Angehörigen zu kümmern. Dieser 
menschlich und praktisch absolut nachvollziehbare Sachverhalt darf im 
Ergebnis nicht dazu führen, dass die betreffenden Bewohner/innen von 
Einrichtungen keine Leistungen nach dem Landesblindengeldgesetz 
bekommen, obwohl die medizinischen Voraussetzungen für eine 
Leistungsbewilligung vorliegen.  
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Wir hoffen, dass die unter den Punkten 2 – 4 aufgeführten Sachverhalte 
im Rahmen des laufenden Gesetzgebungsverfahrens berücksichtigt 
werden können. 

 

Freundliche Grüße  

 

Frank Schäfer  

Vorsitzender  

 

 

Blinden- und Sehbehindertenbund in Hessen e. V.  
Eschersheimer Landstraße 80  

60322 Frankfurt  

 

10



 

Seite 1 von 2 
 

 

Hessischer Landtag  
Sozial- und Integrationspolitischer  
Ausschuss 
Frau Claudia Ravensburg, MdL  
POSTFACH 3240  
65022 Wiesbaden 
 
 
 
 
Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung zu einem Zweiten Gesetz zur 
Änderung des Landesblindengeldgesetzes (LBliGG), Drucksache 19/4816 sowie zum 
Antrag der Landtagsfraktion der SPD, Drucksache 19/4467  
 
 
Sehr geehrte Frau Ravensburg, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den oben aufgeführten Gesetzes-
entwürfen. 
 
Die von Ihnen vorgesehene Veränderung in § 5 im Gesetzentwurf der Landesregierung 
begrüß en wir sehr. 
 
Zu § 4 
Analog den Regelungen der Bundesländer Bayern, Berlin, Schleswig-Holstein und Thüringen 
unterstützen wir den Vorschlag der SPD-Fraktion, den in Hessen lebenden Menschen bei 
denen das Merkzeichen TBL im Schwerbehindertenausweis eingetragen ist, den doppelten 
Betrag, gem. Abs. 1 des LBliGG, zu gewähren und dies in einem neuen einzufügenden Absatz 
2 festzuschreiben. Gemäß  Drucksache 19/3406 betrifft dies in Hessen im Übrigen derzeit  
ca. 30 Menschen. 
 
Begründung:  
Von den 5 vorhandenen menschlichen Sinnen stehen taubblinden Menschen nur drei dieser 
Sinne zur Verfügung.  
Dies führt zu einem besonders hohen Hilfebedarf, der nahezu alle Bereiche des täglichen 
Lebens umfasst, durch besonders qualifizierte Assistent_innen, da diese das Lormen oder  
die Verständigung durch Tastgebärden beherrschen müssen.  
 
Nicht unerwähnt lassen möchten wir in diesem Zusammenhang den bestehenden Hilfebedarf 
der taubblinden Menschen im Bereich Mobilitä t, da dies, ohne Seh- und Hörsinn selbst das 
Überqueren von kleinen Straß en unmöglich macht. 
 

 0 69955 262-36 
 0 69955 262-38 
@ hkfb@paritaet-hessen.org 
Unser Zeichen: rs 
Frankfurt, den 13. Juli 2017 
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Assistent_innen, die taubblinde Menschen begleiten, müssen nicht nur sicher in Führtechniken 
für blinde Menschen sein, sondern auch unterwegs mit den Betroffenen kommunizieren und 
Gesprächsinhalte sowie zusätzliche Informationen bedarfsgerecht und in einer von dem 
jeweiligen taubblinden Menschen wahrnehmbaren Form vermitteln können. 
 
Zudem führt der Verlust zweier Sinne dazu, dass dem Grundbedürfnis nach menschlicher 
Kommunikation und Information kaum selbstständig entsprochen werden kann. Nur sehr 
wenige Menschen beherrschen das Lormen, TV- oder Radiosendungen können nicht gehört 
oder gesehen werden.  
 
Zu § 4 derzeitiger Absatz 2  
Hier würden wir die Aufnahme einer Regelung begrüß en, die die Menschen, die von einem 
anderen Bundesland in eine hessische stationäre Einrichtung ziehen, mit den Menschen, die  
in Hessen leben und in eine stationäre Einrichtung wechseln, gleichstellt. 
 
Begründung: 
Umzüge auß erhalb Hessens in hessische Einrichtungen finden i. d. R. statt, damit die in 
Hessen lebenden Angehörigen in der Lage sind, sich um ihre blinden oder hochgradig 
sehbehinderten Angehörigen zu kümmern; ein menschlich und praktisch für uns sehr 
begrüß enswerter und nachvollziehbarer Sachverhalt. 
Unseres Erachtens sollten für den Anspruch auf Leistungen gem. des LBliGG ausschließ lich 
medizinische Voraussetzungen ursächlich sein, unabhängig, ob eine Person schon länger in 
Hessen lebt oder erst durch Einzug in eine Einrichtung Hessen zu ihrem gewöhnlichen 
Aufenthaltsort wird. 
 
Wir hoffen, dass unsere geringen Ä nderungs- und Ergänzungsvorschläge im Rahmen des 
laufenden Gesetzgebungsverfahrens berücksichtigt werden können und verbleiben 
 
mit freundlichen Grüß en 
 

 
Rita Schroll 
Leiterin des Hessischen Koordinationsbüros  
für Frauen mit Behinderung 
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Landesbehindertenrat Hessen 
Vorsitzende: Gabriele Naxina Wienstroer 

Friedensplatz 4, 35037 Marburg 
Tel.: 06421-162342     E-Mail: naxina-wienstroer@fib-ev-marburg.de 

 
 

Landesbehindertenrat, Gabriele Naxina Wienstroer, Friedensplatz 4, 35037 Marburg 
 
 
 

Hessischer Landtag 
Die Vorsitzende des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschusses 
Claudia Ravensburg und 
Henrik Dransmann 
Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 

15.07.2017 
 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Ä nderung des 
Gesetzes über das Landesblindengeld (Landesblindengesetz – LbliGG) – Drucks. 
19/4477- sowie zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur 
Ä nderung des Landesblindengeldgesetzes – Drucks. 19/4816 - 
 
 
Sehr geehrte Frau Ravensburg, 
sehr geehrter Herr Dransmann, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zunächst möchte ich mich ganz herzlich für die Gelegenheit bedanken, dass der 
Landesbehindertenrat zu den obigen Gesetzentwürfen Stellung nehmen kann. 
 
I. Zur Drucks. 19/4477 der Fraktion der SPD 
 
Der Landesbehindertenrat Hessen begrüß t  den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD, der 
vorsieht, für Menschen, die sowohl erblindet als auch gehörlos sind, das 
Landesblindengeld zu verdoppeln. Damit wird die besonders schwierige Lebenssituation 
dieser Behindertengruppe anerkannt, die dadurch geprägt ist, dass insbesondere die 
Fähigkeiten zur Kommunikation in einer Weise eingeschränkt ist, die im Prinzip weit über 
die kommunikativen Schwierigkeiten von „lediglich“ erblindeten Menschen hinausgeht. Die 
bisherige Regelung um Blindengeld hat diese Situation nicht abgebildet. 
 
II. Zur Drucks. 19/4816  der Fraktion der Landesregierung 
 
Keine Anmerkungen. 
 
 
Mit freundlichen Grüß en, 
 
gez. Gabriele Naxina Wienstroer 
Landesbehindertenrat Hessen 
       Vorsitzende 
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Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e.V. 
 
 
 
Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e.V.  Luisenstraße 26  65185 Wiesbaden 
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Liga der 
Freien Wohlfahrtspflege 

in Hessen e.V. 
 

Luisenstraße 26 
65185 Wiesbaden 

 

Fon: 0611/30814-34 
Fax: 0611/30814-74 

 

info@liga-hessen.de 
www.liga-hessen.de 

 
 

 
Stellungnahme 
 

Zum Gesetzentwurf der Landesregierung  
für ein zweites Gesetz zur Änderung  
des Landesblindengeldgesetzes 
 – Drucks. 19/4816 –  
 
 

       Wiesbaden, 25.07.2017 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum zweiten Gesetz zur 
Änderung des Landesblindengeldgesetzes. 
 
Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Landesregierung durch die Anpassung der An-
rechnungsvorschriften des Landesblindengesetzes sicherstellt, dass blinde Men-
schen durch den Systemwechsel im SGB XI insgesamt keinen finanziellen Nachteil 
erleiden und auch taubblinde Menschen in Hessen weiterhin diese Leistungen nach 
dem Landesblindengesetz erhalten, wie blinde Menschen. 
 
Darüber hinaus möchten wir diese Gelegenheit nutzen auf die hohe Bedarfslage der 
taubblinden Menschen aufmerksam zu machen. Die Teilhabe dieser Menschen an 
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens wird durch die Behinderung beider 
Sinnesorgane sehr erschwert. Wir setzen uns für die Verdopplung des Landesblin-
dengeldes für diese Zielgruppe ein, da ein solcher Nachteilsausgleich den Men-
schen in ihrer schwierigen Lebenssituation hilft, ihr Recht auf Teilhabe besser ausü-
ben zu können. 
 
Mit freundlichen Grüßen  

 
Rita Henning  
Vorsitzende des Liga-Arbeitskreises 4 „Menschen mit Behinderungen“ 
_________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. ist der Zusammenschluss der 
sechs hessischen Wohlfahrtsverbände. Sie vertritt die Interessen der hilfebedürftigen und 
benachteiligten Menschen gegenüber der Politik ebenso, wie die Interessen ihrer Mitglieds-
verbände. Mit ca. 7.300 Einrichtungen und Diensten sind die Mitgliedsverbände ein bedeu-
tender Faktor für die Menschen, für eine soziale Infrastruktur und für die Wirtschaft in Hes-
sen. 
Nah an den Menschen und ihren Bedürfnissen wissen die rund 113.000 beruflich Beschäf-
tigten und rund 160.000 ehrenamtlichen MitarbeiterInnen in Pflegeinrichtungen, Behinder-
teneinrichtungen, Werkstätten, Tagesstätten, Bildungsstätten, Beratungsstellen, in den Früh-
förderstellen, ambulanten Diensten und anderen Einrichtungen um die sozialen Belange und 
die realen Rahmenbedingungen in Hessen. Diese Kenntnisse bringt die Liga in die politi-
schen Gespräche auf Landesebene und mit Verhandlungspartnern und Kostenträgern ein. 
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Hessischer Städtetag * Frankfurter Straße 2 * 65189  Wiesbaden 

Hessischer Landtag 
Die Vorsitzende des Sozial- und Integrationspoliti-
schen Ausschusses 
Claudia Ravensburg 
Postfach 3240 

65022 Wiesbaden 
 

 
 
 
Öffentliche Mündliche Anhörung des Sozial- und 
Integrationspolitischen Ausschusses des Hessischen 
Landtags zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für 
ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Landesblindengeld (Landesblindengeldgesetz – LBliGG) – 
LT-Drucks. 19/4467 – sowie zu dem Gesetzentwurf der 
Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur Änderung des 
Landesblindengeldgesetzes – LT-Drucks. 19/4816 – 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 

sehr geehrte Frau Vorsitzende Ravensburg,  
 

wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 7. Juni 2017, dan-

ken Ihnen für die Einladung zur Anhörung und nehmen zu den 

einzelnen Gesetzentwürfen wie folgt Stellung: 

 

1. Gesetzentwurf der Fraktion der SPD – LT-Drucks. 
19/4467 

 

Nach Umfrage bei seinen Mitgliedstädten stimmt der Hessi-

sche Städtetag dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf 

LT-Drucks. 19/4467 nicht zu.  

  

Ihre Nachricht vom: 
07.06.2017 
 
Ihr Zeichen: 
I A 2.5 
 
Unser Zeichen: 
TA 423.7 Hm/Ve 
 
Durchwahl: 
0611/1702-22 
 
E-Mail: 
veith@hess-staedtetag.de 
 
Datum: 
27.07.2017 
 
Stellungnahme-Nr.: 
072-2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verband der kreisfreien und  
kreisangehörigen Städte im 
Lande Hessen 
 
Frankfurter Straße 2 
65189 Wiesbaden 
Telefon: 0611/1702-0 
Telefax: 0611/1702-17 
 
posteingang@hess-staedtetag.de 
www.hess-staedtetag.de 
 
Nassauische Sparkasse Wiesbaden 
BIC: NASSDE55 
IBAN: DE79 5105 0015 0100 0727 77
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Zweifellos ist der Verlust zweier Sinne, das Sehen und das Hören, eine Mehrfachbehinde-

rung, die Menschen an der Teilhabe in der Gesellschaft erheblich einschränkt. Auf der an-

deren Seite gibt es zahlreiche andere Mehrfachbehinderungen, die ebenfalls zu einer er-

heblichen Einschränkung der Teilhabe führen. Vor diesem Hintergrund halten wir es für 

nicht gerechtfertigt eine Mehrfachbehinderung gegenüber anderer Mehrfachbehinderungen 

besonders herauszustellen. Mit der Umsetzung des vorgeschlagenen Gesetzes würde 

man der Herausforderung an die Teilhabe anderer Menschen mit Mehrfachbehinderungen 

nicht gerecht werden.  

Die Umsetzung des Gesetzesentwurfes bedeutet zudem geschätzte, jährliche Mehrkosten 

von 210.000 Euro. Wie diese finanziert werden können, wird nicht weiter ausgeführt.  

 

2. Gesetzentwurf der Landesregierung – LT-Drucks. 19/4816 – 
 

Nach Umfrage bei seinen Mitgliedstädten stimmt der Hessische Städtetag dem Gesetzent-

wurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur Änderung des Landesblindengeldge-

setzes auf LT-Drucks. 19/4816 zu. 

 

Das Zweite Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung ist seit dem 1. Januar 2016 

in Kraft getreten. Mit Wirkung seit dem 01.01.2017 ist ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 

und eine Umstellung von drei Pflegestufen in fünf Pflegegrade erfolgt. Vor diesem Hinter-

grund ist es notwendig, dass das Landesblindengesetz in der vorliegenden Form an die 

neuen gesetzlichen Grundlagen angepasst wird.  

 

Wir bitten um Kenntnisnahme und Berücksichtigung unseres Vortrages. 

 

Urlaubsbedingt kann der Unterzeichner leider an der Mündlichen Anhörung am 17. August 

2017 nicht teilnehmen und entschuldigt sich deswegen. 

 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Michael Hofmeister 
Referatsleiter 
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Stellu�g�ah�e zu� Gesetzese�t�u�f de� SPD  
fü� ei� Gesetz zu� Ä�de�u�g des Gesetzes ü�e� das La�des�li�de�geld 
a�lässli�h de� Sitzu�g i� Hessis�he� La�dtag a� �7. August ���7 
 
Vo� de� Stiftu�g tau��li�d le�e�, ���.stiftu�g‐tau��li�d‐le�e�.de 
 

 
)u� Gesetze�t�u�f Tau��li�de�geld 

Ri�htig �i�d i� Gesetzese�t�u�f �es�h�ie�e�, dass Tau��li�dheit ei�e Behi�de�u�g ist, die 
�i�ht als Su��e �o� Bli�dheit u�d Tau�heit �e�sta�de� �e�de� ka��. Die sta�ke 
Beei�t�ä�htigu�g �eide� Fe��si��e pote�zie�t die Aus�i�ku�ge�, da die Ko�pe�satio�s‐
�ögli�hkeit e�tfällt. Die i��e�se� Folge� fü� Ko��u�ikatio�, Mo�ilität, I�fo��atio�s‐
zuga�g u�d ‐auf�ah�e so�ie die Be�ältigu�g des Alltags si�d hi��ei�he�d �es�h�ie�e�.�  

U� i� Si��e de� UN‐Ko��e�tio� zu de� Re�hte� �o� Me�s�he� �it Behi�de�u�g a� 
gesells�haftli�he� Le�e� teilha�e� zu kö��e�, �e�ötigt ei� tau��li�de� Me�s�h i� Rah�e� 
de� Defi�itio�, die de� Me�kzei�he� TBL zug�u�de liegt, �e�e� spezifis�he� �ualifizie�te� 
Be�atu�g �ielseitige Reha�ilitatio�s�aß�ah�e� i� de� Be�ei�he� Mo�ilität, Ko��u�ikatio�, 
I�fo��atio�sauf�ah�e u�d le�e�sp�aktis�he Fe�tigkeite�, spezielle Hilfs�ittel u�d 
pe�sö�li�he �ualifizie�te Assiste�z i� ei�e� G�öße�o�d�u�g �o� �� Wo�he�stu�de�. Die 
e�akte� Beda�fe si�d i�di�iduell zu e��ittel�. Studie� zu de� Beda�fslage�� liege� �o�, ei�e 
Bes�h�ei�u�g �ot�e�dige� Beda�fe i� Ku�zfo�� �efi�det si�h i� A�ha�g. 

Ei� Tau��li�de�geld ka�� dazu �eit�age�, die Beda�fe tau��li�de� Me�s�he� �esse� zu 
�e�ü�ksi�htige� u�d ist i�sofe�� ei� �ü�s�he�s�e�te� S�h�itt. Wi� s�hließe� u�s de� 
Stellu�g�ah�e des DBSV zu� Tau��li�de�geld i� folge�de� Si��e a�: 

Alles, �as i� diese� Si��e fü� tau��li�de Me�s�he� u�te��o��e� �i�d, ist a�gesi�hts de� 
�isla�g �ahezu �öllig fehle�de� U�te�stützu�g tau��li�de� Me�s�he�, zu �efü��o�te�. 
Da�ei �uss a��ei�he�d �o� de� Gesetzes�o�lage das Me�kzei�he� TBL 
A�sp�u�hsg�u�dlage sei� �Hö��e��öge� GdB 7� u�d Seh�e��öge� GdB ����. 

Alle�di�gs ist ei� Tau��li�de�geld i� kei�e� Weise aus�ei�he�d, u� die Beda�fslage 
tau��li�de� Me�s�he� zu de�ke�. Die �ot�e�dige Tau��li�de�assiste�z ka�� hie��it i� 
kei�e� Fall a�gede�kt �e�de�.  Teilha�eassiste�z �uss e�e�falls �e��öge�s�eut�al ge�äh�t 
�e�de�. U� Auge u�d Oh� zu e�setze�, ei�e� tau��li�de� Me�s�he� also i� Mo�ilität u�d 
Ko��u�ikatio� zu u�te�stütze�, �eda�f es ei�e� gezielte� Qualifizie�u�g, �ie es sie i� 
Niede�sa�hse�, Sa�hse�, Bade�‐Wü�tte��e�g u�d NRW gi�t. Die Aus�ildu�g u�d 
Fi�a�zie�u�g �o� Tau��li�de�assiste�z �i�d de�zeit i� Bu�d u�d �iele� Bu�deslä�de�� 
diskutie�t u�d ausge�aut, leide� �i�ht i� Hesse�. Hie� �esteht d�i�ge�de� Na�hhol�eda�f. I� 

                                                           
� S Studie Teilha�e u�d I�klusio� �o� Me�s�he� �it Hö�s�hädigu�g i� u�te�s�hiedli�he� Le�e�slage�  
i� No�d�hei�‐Westfale� �o� P�of. Do�. Tho�as Kaul u�d F�au P�ofí� D�. Mathilde Niehaus, 
https://���.la�dtag.���.de/po�tal/WWW/doku�e�te�a��hi�/Doku�e�t/MMV��‐��8�.pdf, 

� s. fe��e� Guta�hte� des GFTB: http://���.d�s�.o�g/stellu�g�ah�e/gft�‐fa�hguta�hte�‐tau��li�dheit‐ei�e‐
�ehi�de�u�g‐eige�e�‐a�t‐zu‐de�‐spezielle�‐�eda�fe�‐tau��li�de�‐�e�s�he�‐i�‐hi��li�k‐auf‐di.ht�l 
s. fe��e� Studie de� Stiftu�g tau��li�d le�e� http://���.stiftu�g‐tau��li�d‐
le�e�.de/i�ages/afi%��p�ojekt�e�i�ht_�ai����.pdf 
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Hesse� fehle� folgli�h ausge�ildete Tau��li�de�assiste�ze� �it taktile� Ko��u�ikatio�s‐
ko�pete�ze�.  

Als Stiftu�g t�effe� �i� leide� i��e� �iede� auf �assi�e Notlage� u�d �e�s�he��e�hts‐
�e�letze�de� Le�e�ssituatio�e�, die auf fehle�de U�te�stützu�gsst�uktu�e� zu�ü�kzufüh�e� 
si�d.  Be�eits ���� ha�e� �i� diese de� Deuts�he� I�stitut fü� Me�s�he��e�hte DIMR 
�o�get�age�. Ei�e Meldu�g des DIMR so�ie doku�e�tie�te� Fall�eispiele �efi�de� si�h 
e�e�falls i� A�ha�g, e�gä�zt u� ei� aktuelles Beispiel aus Hesse� a� E�de diese� 
Stellu�g�ah�e. 

Ei� Tau��li�de�geld ist ei� A�fa�g. U�a�hä�gig hie��o� �üsse� u��edi�gt e�tsp�e�he�d 
de� ICF �I�te��atio�al Classifi�atio� of Fu��tio�i�g, Disa�ilit� a�d Health� K�ite�ie� e��ittelt 
u�d ge�äh�t so�ie �a�hhaltige U�te�stützu�gsst�uktu�e� aufge�aut �e�de�.  
 

)u� A��e�h�u�g des Pflegegeldes 

Ei�e A��e�h�u�g des Pflegegeldes auf das Bli�de�geld �it ei�e� fi�e� P�oze�tsatz leh�e� 
�i� a�. Wi� kö��e� �i�ht e�ke��e�, dass die Aus�i�ku�ge� �o� Tau��li�dheit si�d du��h 
zusätzli�he� Pflege�eda�f g�u�dsätzli�h �e��i�de�� u�d �e�ige� Auf�ä�de e�tstehe�. Dies 
�ag i� Ei�zelfall, z.B. �ei ei�e� Pflege i� ei�e� Pflegeei��i�htu�g i� Bezug auf ei�e 
e�tfalle�de Haushaltsfüh�u�g de� Fall sei�. I� de� Regel �i�d die zusätzli�he Pflege ehe� zu 
ei�e� �assi�e� E�s�h�e�u�g u�d zusätzli�he� Auf�ä�de� füh�e�. Ei�e paus�hale Kü�zu�g ist 
i� u�se�e� Auge� �i�ht zu �e�t�ete�. 

Ko�k�et e�le�e� �i�, dass Assiste�za�sp�ü�he gest�i�he� �e�de�, �e�� tau��li�de 
Me�s�he� si�h aufg�u�d ei�es U�falls u�d sei�e� Folge� �Rollstuhl� e�ts�heide� ��üsse��, i� 
ei�e Pflegeei��i�htu�g zu ziehe�. Die Not�e�digkeit de� Assiste�z �esteht u��e�ä�de�t fo�t, 
u� sel�st�esti��te Akti�itäte� u�setze�, �it Na�h�a�� ko��u�izie�e� ode� si�h 
I�fo��atio� �es�haffe� zu kö��e�. Die St�ei�hu�g de� Assiste�zstu�de� füh�t zu 
Ve�ei�sa�u�g u�d Passi�ität de� Me�s�he� i� de� Pflegeei��i�htu�ge�, �ithi� zu K�a�kheit 
u�d Dep�essio�. Die Vo��a�gigkeit de� Pflege �o� a�de�e� Leistu�ge� ist �o� diese� 
Hi�te�g�u�d g�u�dsätzli�h �eu zu �e�e�te�. 
 

)u� The�a Du�kelziffe� 

De� Ve�lust �eide� Fe��si��e füh�t oh�e U�te�stützu�gsleistu�g zu� Rü�kzug de� Pe�so�e�. 
Als Folge ih�e� P�o�le�e hi�si�htli�h Mo�ilität u�d Ko��u�ikatio� e�s�hei�e� Sie �i�ht 
�eh� u�d �e�de� au�h �i�ht �eh� �ah�ge�o��e�, �eil sie das Haus, die Ei��i�htu�g, ih� 
u��ittel�a�es U�feld z�a�gsläufig �i�ht �eh� �e�lasse�. Diese Me�s�he� ��äu�hte� �e�eits 
Assiste�z, u� Assiste�z zu �ea�t�age�. We�� de� Hessis�he� Sozial�i�iste�iu� ei�e )ahl 
�o� �� �o�liegt, so hat dies aus u�se�e� E�fah�u�g �i�hts �it de� Realität zu tu�. 
 

Aktuelles Fall�eispiel Hesse�, Juli ���7 

Wi� e�halte� de� A��uf ei�e� Ve��a�dte�.  Ih�e S�h�äge�i� ist gehö�los ge�o�e�, die 
E��li�du�g ist so�eit fo�tges�h�itte�, dass sie seit la�ge� kei�e Ge�ä�de�sp�a�he �eh� 
e�fasse� ka��. Die Ko��u�ikatio� �it ih�e� Ma�� ist zusa��e�ge��o�he�, die 
Ko��u�ikatio� �it a�de�e� Ve��a�dte� u�d de� U�ge�u�g �a� i��e� s�ho� s�h�ie�ig 
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�ege� de� Ge�ä�de�sp�a�he u�d ist jetzt u��ögli�h. Die Bet�offe�e �lei�t �eitgehe�d 
dahei�, ih� Ma�� �e�so�gt sie u�d lässt sie zu�eh�e�d allei�. Die Bet�offe�e �egi��t u� 
si�h zu s�hlage�, sie s�hlägt �a�h Pe�so�e� i� ih�e� U�ge�u�g. Die Situatio� ist �e�z�eifelt, 
deshal� �uft die S�h�äge�i� a�.  

Die Fa�ilie ist �i�ht �eh� i� de� Lage, de� Bet�offe�e� zu �e��ittel�, dass ei�e Be�ate�i� 
ko��t. Sie fü��htet, dass de� Besu�h a�geleh�t �i�d, sieht a�e� kei�e a�de�e Mögli�hkeit, 
als es da�auf a�ko��e� zu lasse�. Wi� e�tse�de� ei�e� Ko��u�ikatio�shelfe� u�d ei�e 
e�fah�e�e Tau��li�de��e�ate�i� �o� NRW �a�h Hesse�, ko�pete�te A�laufstelle� i� Hesse� 
i�s�eso�de�e fü� ge�ä�de�sp�a�hli�h o�ie�tie�te Tau��li�de fehle�. Ehe�a��, B�ude� u�d 
S�h�äge�i� de� Bet�offe�e� si�d �o� O�t.  

Das Hilfstea� �i�d ei�gelasse�. Die e�ste Hü�de ist ü�e��u�de�, �i�ht zuletzt, �eil de� 
Ehe�a�� offe� ist, das ist leide� �i�ht i��e� so. Ko��u�ikatio� ka�� i� diese� Fall du��h 
taktiles Ge�ä�de� s�h�ell aufge�aut �e�de�. Es geli�gt I�fo��atio�e� zu �e��ittel�, 
Maß�ah�e� zu �esp�e�he�, Pe�spekti�e� zu s�haffe�.  

Die Bet�offe�e hat das Me�kzei�he� Gl, �eil sie ist gehö�los, �eite�e Me�kzei�he� hat sie 
�i�ht, �ie au�h. Nie�a�d ko��te sie �e�ate�, ih� ko��u�izie�e�, �as �ögli�h ist.  

 

Wi� fo�de�� de� Hessis�he� La�dtag d�i�ge�d auf, de� Re�hte tau��li�de� Me�s�he� 
Geltu�g zu �e�s�haffe� u�d s�h�ellste�s kla�e Na�hteilsausglei�he fü� de� Pe�so�e�k�eis 
zu �es�hließe�. Hie�zu gehö�e� �e�e� ei�e� Tau��li�de�geld ei�e �ualifizie�te 
zugehe�de Be�atu�gsst�uktu� so�ie die �e��öge�s�eut�ale Ge�äh�u�g �o� �ualifizie�te� 
Tau��li�de�assiste�z. Dies setzt ei�e e�tsp�e�he�de Tau��li�de�assiste�z�ualifizie�u�g 
�o�aus, die i� Hesse� seh� gut �it de� Ho�hs�hule F�ese�ius u�setz�a� �ä�e. Ü�li�he 
Be�atu�gsstelle� fü� seh‐ ode� hö��ehi�de�te Me�s�he� kö��e� die Be�atu�g fü� 
tau��li�de u�d hö�seh�ehi�de�te Me�s�he� oh�e )usatz�ualifizie�u�g �i�ht leiste�, da 
das Behi�de�u�gs�ild u�d die Beda�fe e�e� �i�ht additi� �et�a�htet �e�de� kö��e�, 
so�de�� spezifis�h si�d.  
 
  

 

A�lage� zu� Stellu�g�ah�e  

 P�esse�eldu�g des Deuts�he� I�stituts fü� Me�s�he��e�hte 
 Fall�eispiele 
 Papie� des Ge�ei�sa�e� Fa�hauss�husses tau��li�d zu de� Beda�fe� 
 A�tikel de� FA): Es liegt kei�e P�o�le�a�zeige �o� 
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News

02.03.2011
Pressemitteilung: Monitoring-Stelle zur
UN-Behindertenrechtskonvention fordert die rechtliche Anerkennung
von Taubblindheit als Behinderung eigener Art
Berlin - Taubblinde Menschen sind in Deutschland bei der Wahrnehmung ihrer Rechte
extrem benachteiligt. "Es bestehen derzeit für taubblinde Menschen unüberwindbare
Hürden, die mit der UN-Behindertenrechtskonvention nicht im Einklang stehen",
erklärte Valentin Aichele, Leiter der Monitoring-Stelle zur
UN-Behindertenrechtskonvention, im Anschluss an ein Treffen mit betroffenen
Menschen und deren Vertretern in Berlin. In Deutschland gebe es schätzungsweise
5.000 Betroffene, die im Vergleich zu anderen behinderten Menschen in ihrer Mobilität,
in ihrer Kommunikation und im Alltag auf besondere Weise eingeschränkt seien. Zudem
seien sie von Isolation bedroht und in hohem Maß auf Unterstützung angewiesen.

Aichele forderte die rechtliche Anerkennung von Taubblindheit als Behinderung eigener
Art. "Eine rechtliche Anerkennung wäre ein entscheidender Schritt, um taubblinden
Menschen eine bedarfsgerechte Unterstützung und existentielle Hilfe zu organisieren."
In Deutschland gebe es gravierende Probleme, etwa fehlende Beratungsstrukturen für
Betroffene und ihre Familien, die strukturell unterfinanzierte Rehabilitation oder der
Mangel an professionellen Assistenten für taubblinde Menschen. "Ein selbstbestimmtes
Leben ist für taubblinde Menschen nur dann möglich, wenn sie im Alltag durch
persönliche Assistenten unterstützt werden und frühzeitig geeignete
Kommunikationsformen, etwa die taktile Gebärdensprache oder das Lormen erlernen
können", so Aichele.

Der Menschenrechtsexperte rief die Politik dazu auf, besonders benachteiligte
Menschen mit Behinderungen bei der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
durch Aktions- und Maßnahmenpläne vorrangig zu berücksichtigen. Im Unterschied zu
anderen Gruppen behinderter Menschen könnten sie nur unzureichend auf Selbsthilfe-
oder Stellvertretungsstrukturen zurückgreifen, so der Leiter der Monitoring-Stelle. Er
regte an, eine wissenschaftliche Untersuchung der Lebenslage "Taubblindheit" in
Auftrag zu geben.

Positionen Nr. 1 "Monitoring – unverzichtbarer Beitrag zur staatlichen
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention"

Positionen Nr. 2 "Aktionspläne zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention"
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Positionen Nr. 3 "Partizipation – ein Querschnittsanliegen der
UN-Behindertenrechtskonvention" 

Pressekontakt:
Bettina Hildebrand
Deutsches Institut für Menschenrechte, Pressesprecherin
Telefon: 030 25 93 59 – 14,
Mobil: 01 60 96 65 00 83
E-Mail: hildebrand@institut-fuer-menschenrechte.de
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 Fallbeispiel 1  ‐ Probleme der Antragstellung 

Kurzbiographie von Herrn K. 

Herr K. ist von Geburt an gehörlos und besuchte die Gehörlosenschule in Dortmund, 
anschließend wurde er zum Autolackierer ausgebildet. Bis 1986 hatte er eine feste 
Anstellung bei einer örtlich ansässigen Firma. Dann wechselten Zeiten von Arbeitslosigkeit 
und Beschäftigung einander ab. 2006 wurde Herr K. im Alter von 52 Jahren Frührentner.  

Das frühe Ausscheiden aus dem Arbeitsleben war durch die zunehmende 
Sehverschlechterung bedingt. Seit 2010 gilt Herr K. als gesetzlich blind und bezieht 
Blindengeld. Derzeit ist Herr K. auf einem Auge völlig erblindet, das andere Auge verfügt 
über einen minimalen Sehrest und über ein stecknadelkopfgroßes Gesichtsfeld. Der geringe 
Sehrest reicht aus, um bei optimalen Lichtverhältnissen und besten Kontrasten Druckschrift, 
z.B. am Laptop, zu entziffern. Der Sehrest reicht nicht aus, um Gebärden visuell 
wahrzunehmen. Die Fähigkeit, Informationen aufzunehmen, ist daher auf ein Minimum 
reduziert. Herr K. benötigt dringend ein Training in den taubblindenspezifischen 
Kommunikationstechniken: Taktiles Gebärden, Lormen, Braille und Computer mit 
Braillezeile. 

Herr K. lebt allein in einer 2‐Raum‐Wohnung; seit einigen Jahren ist er geschieden. Seine 
Familienangehörigen leben verstreut im Ruhrgebiet, es gibt nur sporadische Kontakte. 
Andere soziale Kontakte sind äußerst gering, die Verbindung zum Gehörlosenverein ist kaum 
noch vorhanden, da eine Verständigung mit ihm nicht mehr möglich ist.  

 

Antragsverfahren 

Im November 2008 beantragte der gesetzliche Betreuer beim Gesundheitsamt der Stadt 
Lünen ein LPF‐ Training (Lebenspraktische Fertigkeiten). Trotz einer Bitte um 
Sachstandsermittlung im Februar 2009 blieb dieser Antrag unberücksichtigt.  

Im Mai 2009 wandte sich ein als Krankheitsvertretung bestellter rechtlicher Betreuer nach 
der Lektüre eines Artikels über die Assistenzausbildung in Recklinghausen in der „Welt am 
Sonntag“ an die damalige Projektleiterin, Frau Martin, mit der Bitte um Hilfe. Da es zu 
diesem Zeitpunkt keine hauptamtlich geführte Beratung für taubblinde Menschen gab, 
wurde einer ehrenamtlichen Beraterin diese Aufgabe übertragen. Bei einem ersten 
Beratungsbesuch wurde ein hoher Bedarf an Rehabilitationsmaßnahmen deutlich, vor allem 
in den Bereichen „Mobilität“, „Lebenspraktische Fertigkeiten“ und „Kommunikation“. Der 
gesetzliche Betreuer versuchte eine stationäre Grundrehabilitation im Deutschen 
Taubblindenwerk in Hannover zu vermitteln. (Das DTW bietet für taubblinde Menschen aus 
ganz Deutschland eine Grundrehabilitation an, die wesentlichen Inhalte sind: LPF‐ und 
Mobilitätstraining, Training und Erlernen der taubblindenspezifischen 
Kommunikationstechniken.) Die Bitte um Kostenübernahme eines Informationsbesuchs 
wurde vom LWL mit Bescheid vom 25.05.2009 (s. Anlage) ablehnend beschieden: „…Darüber 
hinaus ist die sozialhilferechtliche Notwendigkeit der Maßnahme nicht gegeben, da andere 
Maßnahmen vorrangig in Anspruch genommen werden können. Insbesondere können die  
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Angebote der örtlichen Beratungsstellen in Anspruch genommen werden. Hier kann ich 
Ihnen die Beratungsstelle für taubblinde Menschen in Recklinghausen, Oerweg, nennen 
sowie die Kontakt‐ und Beratungsstelle für Blinde und Sehbehinderte in Dortmund, 
Märkische Straße…Ich weise Sie darauf hin, dass dies auch für eine sich eventuell 
anschließende stationäre oder teilstationäre Maßnahme im Taubblindenwerk Hannover 
gilt.“ Anmerkung: Die Taubblindenberatungsstelle in Recklinghausen existierte von 2005 – 
2007, die Beratungsstelle des Blindenvereins in Dortmund ist dafür kein Ersatz, da dort 
niemand mit gebärdensprachlich orientierten Taubblinden kommunizieren kann. Außerdem 
ist eine Beratungsstelle nicht der Ort für die Durchführung einer Rehabilitationsmaßnahme. 
 

Daraufhin wurde ein Antrag auf Eingliederungshilfe bei der Kommune gestellt. Inhalte waren 
das O&M und LPF Training sowie ein Training in den Kommunikationstechniken Lormen und 
taktile Gebärden, außerdem wurde ein Antrag auf Taubblinden‐Assistenz gestellt. Das O&M‐
Training wurde von der Krankenkasse bewilligt und trotz der erheblichen 
Kommunikationsprobleme erfolgreich durchgeführt. Alle anderen Antragsinhalte blieben 
unbearbeitet. Die Bearbeitung des Antrags erfolgte erst nachdem die ehrenamtliche 
Beraterin ein persönliches Gespräch mit der Behindertenbeauftragte des Kreises Unna 
geführt und auch den Fachbereichsleiter über den Vorgang informiert hatte. Am 01.09.2010 
erging der Bescheid des Kreises Unna. Es wurden 15 Assistenzstunden im Monat bewilligt. 
Dagegen wurde Widerspruch mit dem Hinweis auf den durch die Taubblindheit begründeten 
hohen Assistenzbedarf eingelegt. Dieser Widerspruch wurde abgelehnt. In der Begründung 
heißt es: „… Für die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft behinderter Menschen im 
Rahmen der Eingliederungshilfe gewährt der Kreis Unna Leistungen nach einer vom Kreistag in 
seiner Sitzung am 22.06.2004 beschlossenen Richtlinie. Grundsätzlich ist es zulässig, dass der 
Träger der Sozialhilfe häufig auftretende Bedarfslagen durch Richtlinien regelt (vgl. OVG 
Schleswig, Urteil vom 16.03.2005 ‐ 2 LB 71104). 

In den Richtlinien werden die Begleit‐ und Betreuungshilfen geregelt. Für die alltäglichen 
Bedürfnisse bei der Hilfe zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft werden mtl. 
pauschalierte Leistungen altersabhängig gewährt. Für Personen ab dem 14. Lebensjahr stehen 
pro Monat  fünfzehn Stunden zur Verfügung.“ 

Daraufhin wurde fristgerecht Klage beim Sozialgericht Dortmund eingereicht. Unterstützt 
von der Stiftung taubblind leben gelang es zunächst, 5 Wochenstunden Assistenz 
durchzubekommen. Wir konnten beobachten, wie die Einsamkeit zu Ängsten führte. Nach 
jahrelangen Klagen gelang es 2014 endlich, den Stundensatz etwas erhöhen.   

Am 14.12.2010 stellte der gesetzliche Betreuer erneut einen Antrag auf 
Kommunikationstraining, das bis heute nicht erfolgt ist.  

Dies ist keine Ausnahme, die meisten Antragsverfahren sind derart kompliziert. Die 

Aussage, dass die derzeitige Gesetzgebung alles ermöglicht und ausreicht, können wir 

angesichts des Alltags „an der Front“ und der extrem hohen Barrieren nicht 

nachvollziehen. Theorie und Praxis fallen auseinander. Wir brauchen einen gesetzlichen 

geregelten Anspruch auf Assistenz. Teilhabe ist sonst nicht denkbar. 
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Fallbeispiel 2 – Wege aus der Isolation 

Im Juli 2010 bat eine Rechtsanwältin, die vom Gericht zur gesetzlichen Betreuerin eines 
Taubblinden eingesetzt wurde, bei dem Vorsitzenden des örtlichen Blinden‐ und 
Sehbehindertenvereins um Unterstützung. Dieser verwies mangels anderer Möglichkeiten 
auf die ehrenamtliche Beratung der Fachgruppe „Taubblinde und Hörsehbehinderte im BSV 
NRW“. Ein erster Beratungsbesuch wurde mit der ehrenamtlichen Beraterin, einer 
ausgebildeten, aber ehrenamtlich tätigen Assistentin und der gesetzlichen Betreuerin 
durchgeführt. Die Situation: Die taubblinde Person, Usher I, gehörlos geboren, 62 Jahre, seit 
15 Jahren völlig erblindet, seit 20 Jahren verrentet, lebt im elterlichen Haus zusammen mit 
einem gehörlosen Bruder und einem Onkel, 80 Jahre alt, der nach dem Tod der Eltern die 
Haushaltsführung übernommen hat. Seit seiner Erblindung hat die taubblinde Person 
keinerlei Kontakte außerhalb der Familie, der Bewegungsspielraum ist auf einen kleinen 
Garten begrenzt, dort hält sich der Taubblinde an einer Wäscheleine fest, um sich ohne 
Gefahr fortzubewegen. 

Bei dem Erstbesuch zeigte sich die taubblinde Person sehr aufgeschlossen und 
kontaktfreudig, offensichtlich überwältigt von seiner ersten Begegnung mit einem 
Menschen, der blind ist wie er selbst. Ernst (der Vorname wird nicht aus Respektlosigkeit 
gewählt, sondern um die Anonymität der Person zu gewährleisten) äußert sich teils in 
Lautsprache, teils in Gebärdensprache. Ganz primitive Gebärden (Kopfnicken und 
Kopfschütteln des Kommunikationspartners ertastet Ernst durch Berührung des Nackens), 
Mitteilungen an Ernst werden mit Druckbuchstaben auf den Arm geschrieben. Die Uhrzeit 
erfährt er, indem er die Zeiger der Standuhr im Wohnzimmer abtastet. Da er dabei die 
Zeiger verstellt, führt das zu Irritationen der anderen Hausbewohner. In der folgenden 
Woche lernt Ernst das Lormen kennen. Es dauerte eine halbe Stunde, bis er den 
Zusammenhang herstellen konnte zwischen den Gegenständen in seiner Hand, den 
Druckbuchstaben aus Holz und den Punkten und Strichen, die in seine Hand getippt 
wurden. Dann lernte er die Namen sämtlicher anwesenden Personen lormen (aufnehmen 
und weitergeben). Am Ende dieser „Unterrichtseinheit“ hatte Ernst 13 Buchstaben des 
Lormalphabets erlernt. Vier Wochen nach dem ersten Besuch ging es zum ersten Mal nach 
draußen. Ernst passte sich geschickt der Führtechnik der erfahrenen Assistentin an, konnte 
den Weg aus seiner Erinnerung genau beschreiben und erzählte von Menschen, die er von 
früher kannte. Allerdings war er nach einem kurzen Gang von der ungewohnten 
körperlichen Aktivität sehr erschöpft. In den folgenden Wochen ging er mit der Assistentin 
einkaufen, zum Frisör und begegnete am 9. Oktober bei einem Kegeltreff der 
Taubblindengruppe zum ersten Mal anderen taubblinden Menschen. Von einer 
Schulkameradin, die er seit der Schulzeit an der Gehörlosenschule nicht mehr gesehen 
hatte, wollte er sich gar nicht mehr trennen.  

Der erste Schritt aus der Isolation ist getan.  

Bericht einer Taubblindenassistentin, ein ausführliche Auflistung der wöchentlichen 
Besuche mit Angabe der Tätigkeit liegt uns vor. 

Wir müssen davon ausgehen, dass nicht einzelne, sondern hunderte von Menschen unter 
solchen Umständen leben‐ ohne Assistenz und Hilfe. Weitere Beispiele können wir 
nennen. 
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Fallbeispiel 3 

Die Situation ist ähnlich in Beispiel 2, aber die Isolation ist vollkommener, weil die Eltern 
sich gegen jede Art der Intervention wehren. Der Betroffene lebt nahezu 
kommunikationslos – Kommunikationsmöglichkeiten wären durchaus aufzubauen ‐  bei den 
Eltern, sein „eigenes Zimmer“ ist zugestellt mit Gerümpel, so dass er gezwungen ist, im 
Ehebett der alten Eltern zu schlafen, was er nicht will. Dieser Mann kann sich kaum noch 
vernünftig bewegen, da er seit Jahren nicht mehr raus kann. Auf die Frage an die Eltern, ob 
er Schmerzen hat, weil er sich so seltsam bewegt, antworten diese, dass sie das ja nicht 
wissen könnten, denn sie können NICHT kommunizieren. Das war beim ersten Besuch. 
Zustande kam dieser Besuche, weil es dem Betroffenen gelungen ist, im Gerümpel seines 
Zimmers eine alte Taubblindenzeitschrift in Braille zu finden – er kann Braille und hat es 
geschafft einen Hilferuf nach Recklinghausen zu schicken. Die Eltern lassen Hilfe aber nicht 
zu. Mit Mühe sind vereinzelte kurze Besuche und Spaziergänge möglich. 

 

Dieses Beispiel ist so beschaffen, dass die Assistentin, die in direktem Kontakt steht,  
hochgradig belastet ist angesichts der Schwierigkeit der Situation. Die Eltern sind restlos 
überfordert und der Weg aus dieser Situation unglaublich schwer. Hier brauchen Helfer 
selbst psychologische Unterstützung. Auch das kein Einzelfall. 
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taubblind 
 
Berlin, 29. Juli 2017 

Bedarfe	taubblinder	Menschen	
 
Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte behinderter Menschen 
(BRK) fordert auch für taubblinde Menschen zahlreiche Maßnahmen, zu deren  
Umsetzung sich Deutschland verpflichtet hat. Diese sind:  

 Zugang zu Mobilität, Information und Kommunikation (Art. 9 Barrierefreiheit 
sowie Art. 21 Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und 
Zugang zu  Informationen)  

 persönliche Assistenz, Kommunikationsunterstützung und 
Dolmetschleistungen (Art. 9 Barrierefreiheit, Abs. 2 e)  

 Förderung bei der Ausübung eigener Handlungs- und Geschäftsfähigkeit (Art. 
12 Gleichberechtigte Anerkennung vor dem Recht.)  

 notwendige Unterstützung in von den Betroffenen selbst gewählten Wohn- 
und Lebensformen (Art. 19 Unabhängige Lebensführung und Teilhabe an der 
Gemeinschaft)  

 Hilfen zur Mobilität: technische Hilfsmittel, Mobilitätstraining und persönliche 
Assistenz zur Mobilität (Art. 20 Persönliche Mobilität)  

 Spezifische Bildungs- und Reha-Maßnahmen durch qualifizierte Fachleute 
und auch Gleichbetroffene für alle Lebensbereiche (Art. 24 Bildung sowie Art. 
26  Habilitation und Rehabilitation)  

 Berufstätigkeit in angemessener Form und mit Arbeitsplatzassistenz und den 
erforderlichen Hilfsmitteln (Art. 27 Arbeit und Beschäftigung)  

 barrierefreie Teilhabe am kulturellen Leben (Art. 30 Teilnahme am kulturellen 
Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport)  

 Instrumente zur Feststellung der tatsächlichen Zahl taubblinder Menschen 
(Art. 31 Statistik und Datensammlung)  
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Mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) hat der Gesetzgeber wichtige Weichen zur 
Anerkennung von Taubblindheit als Behinderung eigener Art und zur Deckung 
wesentlicher Bedarfe gestellt, z. B. durch die Einführung des Merkzeichens TBl und 
die Verankerung von Assistenz als Leistung der Eingliederungshilfe. 
Zur wirklich gleichberechtigten Teilhabe taubblinder Menschen ist aber noch ein 
weiter Weg. Hier sind die wichtigsten Bedarfe aufgeführt. 
 

1. Unterstützung für die einzelnen Betroffenen  
 

a) Taubblindenassistenz im Alltag zur Sicherung sozialer Teilhabe nach 
tatsächlichem Bedarf 
Der Bedarf richtet sich einerseits nach der jeweiligen Ausprägung der 
Behinderung und den individuellen Fähigkeiten (z. B. Ist Kommunikation mit 
Lautsprache noch möglich?) und andererseits nach den Lebensumständen (z. 
B. Lebt die Person allein und ist für Einkauf und Haushaltsführung selbst 
verantwortlich?). 
Bei Personen mit dem Merkzeichen TBl ist davon auszugehen, dass ihr 
Bedarf an Taubblindenassistenz bei mindestens 20 Stunden in der Woche 
liegt. Ein Anspruch auf Deckung dieses Mindestbedarfs muss pauschal mit 
dem Merkzeichen verbunden werden und umfasst keine Dolmetschleistungen, 
wie sie unter b) beschrieben werden 
Assistenz im Zusammenhang mit Gesundheits- oder Sozialleistungen sowie in 
Schule, Ausbildung und  Beruf ist zusätzlich zu erbringen. 

b) Dolmetschleistungen, die die individuelle Kommunikationssituation 
berücksichtigen 
bei Gesprächen in Behörden, bei Ärzten 
zur sozialen Teilhabe, wenn es um die Übermittlung komplexer Inhalte geht: 
Vorträge, Tagungen, Volkshochschulkurse 
Da taubblinden Menschen nicht die gleichen Alternativen zu verbaler 
Kommunikation offen stehen wie gehörlosen Personen (Schreiben, 
Lippenlesen, Gesten), geht ihr Bedarf an Dolmetschleistungen über 
„besondere Anlässe" weit hinaus. 

c) Konzipierung, Schaffung und Finanzierung einer taubblindentechnischen 
Grundausbildung, z. B. mit den Inhalten: 
- Wiedererlangung von Kommunikationsfähigkeiten 
- Orientierung und Mobilität (O&M) 
- Lebenspraktische Fähigkeiten (LPF) 
- kulturelle Teilhabe, Freizeitgestaltung, Sport 

d) Auffinden taubblinder Menschen: Es gibt sehr viele taubblinde Menschen, die 
in Familien oder Einrichtungen leben, ohne dass ihre Taubblindheit als solche 
erkannt wird. Viele haben keinerlei Kommunikation und werden mit 
Medikamenten "ruhig gestellt". Es sind dringend Maßnahmen erforderlich, 
diese Menschen aufzufinden und ihnen Reha-Angebote zu machen. 
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e) Hilfsmittel: Bei der Hilfsmittelversorgung muss berücksichtigt werden, dass 
taubblinde Menschen in aller Regel taktile Hilfsmittel benötigen und nicht auf 
sprechende Hilfsmittel für blinde oder visuelle Hilfsmittel für taube Menschen 
verwiesen werden dürfen. Zur fachgerechten Nutzung von Hilfsmitteln besteht 
oft ein Bedarf an umfangreicher Schulung. 

f) Hörhilfen: Taubblinde Menschen mit Schwerhörigkeit benötigen eine 
Hörhilfenversorgung, die ihre zusätzliche Seheinschränkung berücksichtigt. 
Sie können weder Lippenlesen noch sich visuell verständigen; zur 
Alltagsbebältigung und Orientierung brauchen sie nicht nur möglichst gutes 
Sprachverstehen, sondern auch räumliches Hören und Geräuscherkennung. 
Die Regelungen für "nur" schwerhörige Personen der Hörhilfenversorgung für 
gutes Sprachverstehen reichen bei taubblinden Menschen nicht aus. 
Die Entwicklung eines anerkannten Testverfahrens, dass für die 
Hörhilfenversorgung das räumliche Hören feststellt, kann sinnvoll sein. 

g) Verbesserte Bildungsangebote für junge Menschen mit Taubblindheit, die 
meist auch weitere Einschränkungen haben: Besonderer Entwicklungsbedarf 
liegt bei der frühen Erkennung von Taubblindheit gerade bei mehrfach 
behinderten Kindern und bei inklusiver und wohnortnaher Bildung. 

h) Konzipierung, Schaffung und Finanzierung von Wohn- und Betreuungsformen 
für taubblinde Menschen mit für die Behinderung spezifischen angeboten und 
Qualifikationen 

i) Nachteilsausgleiche der Merkzeichen Bl und Gl: Menschen mit dem 
Merkzeichen TBl müssen Anspruch auf die Regelungen haben, die mit den 
Merkzeichen Gl und Bl verbunden sind, auch wenn sie die Voraussetzungen 
für diese Merkzeichen noch nicht erfüllen. 

j) Für Menschen mit taubblindenspezifischen Bedarfen, die nicht in die 
medizinischen Grenzen des Merkzeichens TBl fallen müssen Möglichkeiten 
eröffnet werden, ihre Bedarfe nachzuweisen und Zugang zum Merkzeichen 
TBl zu erhalten. 
Auch Menschen, die z. B. "wesentlich sehbehindert" und zugleich "mittelgradig 
schwerhörig" sind, können taubblindenspezifische Bedarfe haben, wenn sie 
mit weiteren körperlichen oder intellektuellen Einschränkungen konfrontiert 
sind. 
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2. Erforderliche Strukturen 
 

Bundeskompetenzzentrum Taubblindheit 
Zentrale Fachstelle, die die einzelnen Aktivitäten bündelt und koordiniert und mit 
taubblinden Menschen bzw. taubblindenspezifisch qualifiziertem Personal besetzt ist: 

a) Anlaufstelle für Betroffene, Angehörige und Fachleute und Vermittlung an 
Beratung vor Ort 

b) Etablierung von Standards in der Beratung, Reha, Qualifizierung von 
Fachleuten 

c) Öffentlichkeits- und Aufklärungsarbeit 
d) Fortbildungen und Schulungen für Akteure im Taubblindenbereich 
e) Statistik zu Lebenslagen taubblinder und hörsehbehinderter Menschen und zu 

Unterstützungsangeboten 
f) Förderung der regionalen Entwicklung von Angeboten in den Feldern 

Assistenz, Wohnen, Beruf und Beschäftigung 
g) Koordinierung und Förderung von Maßnahmen im medizinischen Bereich, wie  

Frühberatung und präventive Maßnahmen 
medizinische Erstdiagnose und –beratung von Betroffenen 
Forschung zur Behandlung von Erkrankungen, die zu Taubblindheit führen 

h) Erarbeitung von Gutachten, Stellungnahmen und Informationen zu aktuellen 
Fragen: Rechtslage bei Unterstützungsleistungen, Qualität, Hilfsmitteln u.v.m. 

 

Überregionale Kompetenzzentren in ganz Deutschland, mit folgenden 
Aufgaben: 

a) Beratung und Einzelfallmanagement für einzelne taubblinde Menschen in 
allen Lebensbereichen mit dem Ziel: größtmöglicher Selbstständigkeit, 
besonders auch: 

 Vermittlung von taubblindentechnischer Grundausbildung / REHA-
Maßnahmen wie Kommunikationstrainings, Schulungen in Orientierung und 
Mobilität sowie lebenspraktischen Fähigkeiten 

 Vermittlung ggf. erforderlicher psychologischer Unterstützung 

 Hilfe bei Wohnungsfragen 

 Begleitung auch im Bereich Berufsbildung/berufliche Reha/Arbeit 
b) Schulungen für Mitarbeitende von Einrichtungen, in denen junge und ältere 

taubblinde Menschen leben und gebildet werden, und für Angehörige zu den 
Themen Kommunikation, barrierefreie Gestaltung des Umfeldes, 
Begleittechniken für unterwegs.  
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c) Sensibilisierung in Einrichtungen für sinnesbehinderte Menschen, 
Wohnheimen und Werkstätten für behinderte Menschen, 
Senioreneinrichtungen:  
Hier sollen Mitarbeitende dafür Sensibilisiert werden, zu erkennen, dass 
Hörsehbehinderung oder Taubblindheit vorliegt und grundlegende 
Verhaltensregeln lernen. Außerdem sollen sie Kontakte zu weiteren 
Unterstützungsnetzen knüpfen. 

 

Weiterentwicklung	und	Sicherung	des	Angebotes	von	Taubblindenassistenz	
Im Vergleich zur Zahl taubblinder Menschen und ihrem Bedarf an Assistenz gibtg es 
viel zu wenige Taubblindenassistenzen. 

a) Es muss deutlich mehr Taubblindenassistenzen in Deutschland geben. Die 
Kapazitäten von Ausbildungsgängen müssen zeitnah deutlich erhöht werden. 

b) Die Ausbildung von Taubblindenassistenzen muss weiterentwickelt und weiter 
professionalisiert werden. 

 

3. Entwicklung neuer Hilfen 
 
Viele Bedarfe taubblinder Menschen können derzeit noch nicht gedeckt werden, weil 
es die nötigen Hilfen oder Technologien noch nicht gibt. Hier ist also neue 
Entwicklungsarbeit nötig. 

a) Konzipierung und Schaffung einer taubblindentechnischen Grundausbildung 
b) Konzipierung und Schaffung einer Qualifizierung von 

Taubblindendolmetschern 
c) Entwicklung neuer Hilfsmittel, wie:  

vibrierende Orientierungshilfen 
mobile Sehhilfen 
Hilfsmittel für Alltag und Haushalt mit Vibrationssignal und 
Blindenschriftausgabe 
einfache Smartphone-Zugänge mit Braillezeile 
spezielle Programme für barrierefreies Internet 
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 Deutscher Gehörlosenbund 
www.gehoerlosenbund.de 

 Arbeitsgemeinschaft der Dienste und Einrichtungen für taubblinde Menschen 

 Bundesarbeitsgemeinschaft der taubblinden  
www.bundesarbeitsgemeinschaft-taubblinden.de 

 Leben mit Usher-Syndrom  
www.leben-mit-usher.de 

 Taubblindendienst der Evangelischen Kirche in Deutschland 
www.taubblindendienst.de 

 PRO RETINA Deutschland  
www.pro-retina.de 

 Deutsches Katholisches Blindenwerk  
www.blindenwerk.de/ 

 Verband der Katholischen Gehörlosen Deutschlands  
http://vkgd.holger-meyer.net 

 Verband für Blinden- und Sehbehindertenpädagogik  
www.vbs.eu 

 Taubblindenassistentenverband  
www.tba-verband.de 

 Arbeitsgemeinschaft der Taubblindenassistenz-Ausbildungsinstitute 
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Anna Prohaska ist die umjubelte
neue Despina in der Salzburger
„Così“. Ihr erstes Solo-Album gilt
den Liedern der Nixen, Nymphen
und Sirenen. Schallplatten 37

Mit den Seefestspielen im Wasser
hat es zwar nicht geklappt, aber
auch am Ufer war Katharina
Thalbachs „Zauberflöte“ ein irres
Vergnügen. Seite 33

Die Mauer in Berlin war für die
Kunst und die Künstler ein wenig
durchlässiger, weil ein Mann mit
Diplomatenstatus beherzten Grenz-
verkehr betrieb. Kunstmarkt 35

Was der Nachbar sah: Dass F. Scott
Fitzgeralds Roman „Der große
Gatsby“ zeitlos gültig ist, zeigen
gleich zwei neue Hörbuchfassungen,
die jetzt erschienen sind. Seite 32

D
er Sozialstaat ist ein Versprechen.
Er schließt aus, dass ein Mensch
das Opfer von Strukturen wird und

ins Bodenlose fällt. Wer durch ein Un-
glück plötzlich einer Minderheit und nicht
mehr der Mehrheitsgesellschaft angehört,
den fängt der Sozialstaat auf. So muss es
sein in Deutschland, denkt man, aber das
ist ein Irrtum.

Der Name Bethel stammt aus dem He-
bräischen und bedeutet Haus Gottes. Das
Haus steht in Bielefeld, es ist ein weitläufi-
ges Dorf mit Parkanlagen, Seen, einem
Wald in der Nähe. In Bethel werden Men-
schen mit unterschiedlichen Behinderun-
gen betreut, sie leben und arbeiten dort,
Bethel ist ihr Zuhause. Vor mehr als hun-
dertvierzig Jahren wurden die Bodel-
schwinghschen Anstalten gegründet, heu-
te ist Bethel das größte diakonische Unter-
nehmen Europas. Dessen Grundsätze
kann man auf der Homepage nachlesen.
Dort ist vom „Mensch-Sein“ und vom
„christlichen Auftrag“ die Rede. Bethel
achte die Würde des Einzelnen und schüt-
ze sein Recht auf persönliche Entfaltung.
„Unser Ziel ist es, den von uns betreuten
Menschen ein Höchstmaß an Lebensquali-
tät zu ermöglichen.“ Wer in Bethel lebt,
soll sein Leben bejahen.

Herr R. lebt seit fünfzig Jahren in
Bethel. Er ist Mitte sechzig, groß, schlak-

sig, das Haar ergraut. Von Geburt an ist er
blind, er wurde mit leeren Augenhöhlen
geboren. Im Laufe der Jahre verlor er auch
noch sein Gehör, nur im linken Ohr ist
ihm ein kleiner Rest geblieben. Jetzt gilt er
als taubblind. Vor ihm steht ein Computer,
der die Wörter auf dem Bildschirm in Blin-
denschrift überträgt und auf einem takti-
len Display wiedergibt. Herr R. ertastet
die Fragen, die man ihm per Tastatur
stellt, und beantwortet sie mündlich. Sein
Gehirn erinnert sich daran, dass er einmal
ausgezeichnet sprechen konnte. Die Spra-
che ist mit der Zeit brüchig geworden, ihr
Klang hart. Manche Wörter zieht Herr R.
in die Länge, andere verschluckt er fast,
trotzdem versteht man jedes einzelne.

Er lese gern, sagt er, am liebsten in der
Bibel. Er schreibe auch Briefe an Freunde,
oft sitze er aber nur in seinem Zimmer.

Hat er je das Meer gehört?
„Ja, in Spanien.“ Er ahmt das Klatschen

von Wellen auf einen Fels nach.
Und ob er einsam ist?
„Ja, einsam, das bin ich schon.“
Herr R. kann sich nicht hören, weshalb

er sehr laut spricht. Tut er das im Aufent-
haltsraum, verpasst ihm einer der Mitbe-
wohner eine Kopfnuss, damit er ruhig ist.
Der Schlag kommt jedes Mal aus heiterem
Himmel. Er sieht den Angreifer nicht,
aber der Angreifer sieht ihn, jeder sieht
und hört Herrn R., aber keiner weiß, was
mit ihm los ist. Die Menschen, die im
Ebenezerhaus leben, sind geistig behin-
dert. Alle, nur Herr R. nicht.

Er sitzt zwischen ihnen wie ein Fremd-
körper, manchmal rempelt ihn versehent-
lich jemand an. Herr R. ist seiner Umwelt
ausgeliefert, er hat nicht die geringste
räumliche Vorstellung der Umgebung, im
Ebenezerhaus gibt es weder taktile Leit-
linien in den Gängen noch Handläufe.
Herr R. hat auch keinen Blindenstock, nur
ein Rohr, mit dem er nicht umgehen kann,
weil es ihm in den letzten fünfzig Jahren
niemand beigebracht hat. Er schleift es
hinter sich her. Taubblinde Menschen ver-
ständigen sich durch taktiles Gebärden
und Lormen. Beim taktilen Gebärden er-
tastet man die Gebärdensprache, beim
Lormen stehen bestimmte Berührungen
der Handinnenfläche für einzelne Buchsta-
ben. Aber auch das hat Herr R. nie ge-
lernt. Er muss jeden Tag hoffen, dass ihn
ein Betreuer in den Computerraum oder
nach draußen führt, damit er auf einer
Bank in der Sonne sitzen kann, sonst sitzt
er in seinem kargen Zimmer. Mitarbeiter,
die ihm etwas sagen wollen, brüllen ihm
ins linke Ohr. Meistens sind es einzelne
Wörter wie „Mittagessen“. Auf die Frage,
warum Herr R. in völliger Isolation zwi-
schen geistig behinderten Menschen lebt,
obwohl er gar nicht geistig behindert ist,
antwortet ein Mitarbeiter schulterzu-
ckend: „Nach heutigen Maßstäben gehört
Herr R. nicht nach Bethel.“

Warum ist er dann überhaupt noch
dort?

Taubblindheit. Das hat etwas Monströ-
ses. Der Verlust des einen zentralen Sin-
nes lässt sich nicht durch den anderen aus-
gleichen. Wie soll man eine Straße über-
queren, wenn man Autos weder sieht
noch hört? Wie einem Arzt seine Schmer-
zen erklären? Wie einen Kaffee bestellen?
Das Einfachste ist unmöglich. Man ist in
einem stillen, dunklen Raum gefangen,

auf Lebenszeit. Eine doppelte Sinnesbe-
hinderung stellt man sich wie Folter vor,
und wahrscheinlich aktiviert genau diese
Vorstellung unsere Verdrängungsmecha-
nismen – nur ist sie falsch.

Zum Beispiel das Usher-Syndrom. Die
Krankheit vererbt sich autosomal-rezes-
siv, die Betroffenen kommen schwerhörig
oder taub zur Welt und erblinden irgend-
wann. Das kann in der Kindheit sein, in
der Pubertät oder im Erwachsenenalter.
Die Sehzellen auf der Netzhaut sterben
von außen nach innen ab, das Gesichts-
feld verkleinert sich stetig. Als würde sich
eine Klappe schließen. Andere, wie Herr
R., kommen blind, aber hörend zur Welt.
Manche verlieren durch einen Unfall ihre
Hör- und Sehfähigkeit. Aber früher wahr-
genommene Bilder und Geräusche blei-
ben. Sie verankern sich in der Erinnerung,
und die hilft Taubblinden, die Welt zu kon-
struieren. Eine Welt, die sie ausschließt.

Wer blind ist oder gehörlos, der ist nicht
ausgeschlossen, er ist ein selbstverständli-
cher Teil der Gesellschaft. Blindenhunde
und Gebärdensprache gehören zu den Bil-
dern des Alltags. Hinter den Betroffenen
steht eine Lobby. Der Deutsche Blinden-
und Sehbehindertenverband etwa, er ist
eng mit der Politik vernetzt, seine Sprecher
sind rhetorisch gewandt und können ihrem
Anliegen Gewicht verleihen. Das Gesund-
heitssystem und die Bürokratie sind auf die
Bedürfnisse blinder und gehörloser Men-
schen eingestellt. Für deren Interessen set-
zen sich Politiker auf Landes- und Bundes-
ebene ein. Blinde und Gehörlose haben
ein eigenes Merkzeichen in ihrem Schwer-
behindertenausweis, Bl beziehungsweise
Gl. Die Gruppe der Betroffenen ist groß, in
Deutschland leben etwa 150 000 blinde
und 80 000 gehörlose Menschen. Kosten
und Nutzen stehen am Ende in einem Ver-
hältnis. Der Aufwand zahlt sich aus.

Die Gruppe taubblinder Menschen ist
klein, zu klein, als dass sich der Einsatz für
Politiker lohnen würde. Es existieren kei-
ne genauen Zahlen, Schätzungen gehen
von vier- bis sechstausend Betroffenen
aus. Auf dem Papier haben die vier- bis
sechstausend Taubblinden dieselben Rech-

te wie die 150 000 Blinden. Eine UN-Kon-
vention regelt diese Rechte, seit 2009 ist
sie auch für Deutschland verbindlich. Die
Bundesrepublik ist damit verpflichtet,
„wirksame und geeignete Maßnahmen zu
treffen . . . , um Menschen mit Behinderun-
gen in die Lage zu versetzen, ein Höchst-
maß an Unabhängigkeit, umfassende kör-
perliche, geistige, soziale und berufliche
Fähigkeiten sowie die volle Einbeziehung
in alle Aspekte des Lebens und die volle
Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu
erreichen und zu bewahren“.

Die Sätze treffen auf die Lebenswirk-
lichkeit Blinder und Gehörloser zu, die Le-
benswirklichkeit von Taubblinden wie
Herrn R. streifen sie nicht einmal. Das Eu-
ropäische Parlament hat Taubblindheit

schon 2004 als spezifische Behinderung
anerkannt, Deutschland nicht. Also exis-
tiert auch kein eigenes Merkzeichen. Dass
jemand gleichzeitig blind und gehörlos ist,
ist offenbar nicht vorgesehen. Im Schwer-
behindertenausweis sind stattdessen die
beiden Abkürzungen Bl und Gl vermerkt.
Die eine Behinderung wird isoliert von
der anderen betrachtet. In der Verwal-
tungsmaschinerie liefert dieses Kästchen-
denken die Betroffenen dem bürokrati-
schen Irrsinn aus.

Der ist auch Frau L. widerfahren. Frau
L. ist taubblind, 2004 wurde für sie ein
Computer mit Braille-Zeile, Screenreader,
einem computergestützten Kommunika-
tionssystem und einem speziellen Lesesys-
tem bei der Krankenkasse beantragt. Die
Kasse teilte Monate später mit, dass sie ei-

nen Zuschuss zur Braille-Zeile gewähre,
aber keine weiteren Kosten trage. Frau L.
legte Widerspruch ein. Ohne Erfolg. Mit
dem genehmigten Betrag sei „die Kranken-
kasse ihrem gesetzlichen Auftrag auf Ver-
sorgung mit Blindenhilfsmitteln in vollem
Umfang nachgekommen“. Frau L. wurde
empfohlen, die synthetische Sprachausga-
be zu nutzen und sich Texte damit vorle-
sen zu lassen. Sie klagte beim Sozialge-
richt und bekam recht. Unterdessen wa-
ren eineinhalb Jahre vergangen. Was Frau
L. erlebte, passiert ständig. In anderen Fäl-
len bekommen Taubblinde Lichtklingeln
genehmigt. Eine Lichtklingel funktioniert
über visuelle Reize: Sobald das Telefon läu-
tet oder jemand an der Tür klingelt, blinkt
ein Lämpchen gut sichtbar auf.

Taubblinde brauchen persönliche Assis-
tenz, wie sie in Norwegen oder Finnland
gewährt wird. Ohne Assistenz spielt sich
das Leben für sie hinter verschlossenen
Türen ab. Sie benötigen auch Punktschrift-
maschinen, Hindernismelder mit Vibra-
tion, Notfall-Handys mit Braille-Zeile:
Hilfsmittel, die kein Katalog auflistet.
Also findet sie der Sachbearbeiter auch
nicht. „Die Diskriminierung Taubblinder
ist ein strukturelles Problem. Sie müssen
endlich ein eigenes Merkzeichen Tbl im
Schwerbehindertenausweis bekommen,
sonst ändert sich nie etwas“, sagt Irmgard
Reichstein. Sie kommt aus dem Manage-
ment, alles an ihr ist entschlossen, der
Gang, der Blick, die Sprache, immer auf
den Punkt. Aber sie ist dabei nicht verbis-
sen, sie kennt nur genau ihr Ziel. Vergange-
nes Jahr hat sie die Stiftung „taubblind le-
ben“ gegründet. Ihr Bruder leidet am
Usher-Syndrom, er ist taub, seine Umwelt
nimmt er nur noch schemenhaft wahr. Im
Augenblick sammelt die Stiftung Unter-
schriften für ein Tbl-Merkzeichen, mehr
als 12 000 Menschen haben sich bislang
beteiligt, im Herbst soll die Liste den zu-
ständigen politischen Instanzen überge-
ben werden. Irmgard Reichstein sagt:
„Eine Behinderung, die nicht formal aner-
kannt ist, die gibt es nicht.“

Auch Carola Cuypers hat auf der Liste
unterschrieben. Sie ist die rechtliche Be-

treuerin von Herrn R. in Bethel. Vor ein
paar Monaten erhielt Frau Cuypers einen
Anruf von der Behörde. Ob sie die Betreu-
ung eines Manns in Bethel übernehmen
könne? Ihre Aufgabe ist in erster Linie,
Herrn R.s Gelder vom Sozialamt zu ver-
walten und in seinem Sinne zu investie-
ren. Tut sie das nicht und übersteigt Herr
R.s Konto eine festgesetzte Summe, holt
sich das Sozialamt das Geld zurück. Über
Herrn R. erfuhr Carola Cuypers, dass er
im Ebenezerhaus lebt, mehr nicht. „Also
dachte ich, Herr R. ist geistig behindert“,
sagt sie. Dass Herr R. Herr über seinen
Verstand ist, wurde ihr bei der ersten Be-
gegnung klar.

Sie besuchte Herrn R. nun zweimal die
Woche, ging mit ihm spazieren, bestellte
einen Techniker, als die Braille-Zeile nicht
funktionierte, tröstete ihn, wenn er wein-
te. Ihre Geduld ist unerschütterlich. Sie
fuhr mit ihm nach Bad Meinberg, wo eine
vom Blinden- und Sehbehindertenver-
band organisierte Reha-Woche stattfand.
Herr R. traf dort auf andere Taubblinde, es
war das erste Mal in seinem Leben. „Er
blühte richtig auf“, sagt Carola Cuypers.
In Bethel beobachtete man ihren Taten-
drang misstrauisch. „Sie kommen aber
oft. Überfordern Sie Herrn R. nicht“, hieß
es. Frau Cuypers’ Vorgänger ließen sich
nur alle paar Wochen blicken und taten
für Herrn R. nicht mehr als nötig. Irgend-
wann sprachen zwei, drei Mitarbeiter
Carola Cuypers an: „Toll, wie Sie sich um
Herrn R. kümmern. Er ist hier völlig
falsch, und alle wissen das.“ Man kann es
sogar nachlesen. Im Abschlussbericht zur
Einzelmusiktherapie, die Herr R. vor Jah-
ren erhielt, steht: „Herr R. ist in seiner
Blindheit und Schwerhörigkeit in seinem
Kontakt zur Umwelt äußerst einge-
schränkt und dadurch isoliert . . . Alles,
was den Lebensbereich von Herrn R.
weitet, ist ein Gewinn für ihn. Das Kom-
munizieren über das Internet ist dafür
eine Möglichkeit, an der er auch selbst
Interesse geäußert hat.“

Der Bericht wurde abgeheftet. Die
Sache war erledigt.

Christoph Siedersleben, Regionalleiter
in Bethel, kennt Herrn R. vom Sehen, er
hat sich bisher nicht weiter mit ihm be-
schäftigt. Dass Herr R. zwischen geistig be-
hinderten Menschen lebt, findet Siedersle-
ben nicht merkwürdig. Es liege keine Pro-
blemanzeige beziehungsweise ein Verän-
derungswunsch von Herrn R. oder seiner
Familie vor, und damit sei für ihn alles gut.
Es sei nicht seine Aufgabe, etwas „Adäqua-
tes“ für Herrn R. zu finden. Außerdem
kenne er die „Palette der Angebotsland-
schaft“ nicht. Vom Taubblindenwerk Han-
nover hat Siedersleben nie gehört. Herr R.
habe einen Stock, mit dem er die Umge-
bung ertasten könne und „eine Fülle von
sozialen Kontakten in Bethel“. Welche
das sein sollen, sagt er nicht. Die Dauer-
verwahrung von Herrn R. kostet pro Tag
mehr als 200 Euro.

Herr R. ist in Bethel nicht unglücklich,
er weiß aber auch nicht, dass es ganz an-
ders sein könnte. Er weiß nicht, dass eine
gute Autostunde entfernt das Taubblin-
denwerk Hannover liegt. Dass es dort ei-
nen Fitnessraum mit Boxsack gibt, eine
Kegelbahn, ein Schwimmbad und dass im
Entspannungsraum ein erwärmtes Was-
serbett steht. Er weiß nichts von der Mu-
sikgruppe, der Ruder AG oder dem thera-
peutischen Reiten. In Hannover lernen
Taubblinde, wie sie ihre Wege selbst fin-
den und den Alltag bewältigen. Sie be-
kommen ihre Selbständigkeit zurück,
ihre Würde. Das kostet etwa 150 Euro am
Tag. Auch davon hat Herr R. keine Ah-
nung.

Die Zukunft wurde ihm gestohlen, als
er zur falschen Zeit an den falschen Ort ge-
bracht wurde. Er ist das Kind einer Zeit, in
der Behinderte versteckt wurden, als hät-
ten sie die Pest. Fünfzig Jahre lang hat sich
niemand für das Schicksal von Herrn R. in-
teressiert, aus Abgestumpftheit und Igno-
ranz oder einfach nur Bequemlichkeit. Ca-
rola Cuypers tat das nicht. Sie hat das Ge-
richt informiert, sie möchte Herrn R. aus
Bethel herausholen.

„Herr R. ist kein Einzelfall“, sagt Irm-
gard Reichstein. Es sei ein offenes Ge-
heimnis, dass Taubblinde aus der Genera-
tion von Herrn R. in sozialen Einrichtun-
gen oder ihren Familien regelrecht dahin-
vegetierten, gehalten wie Tiere. Sie er-
zählt von einem Mann, dessen einzige Be-
rührung mit der Außenwelt darin bestand,
an einer Wäscheleine im Hof entlangzu-
laufen. Ein anderer schlief mit sechzig
noch im Bett zwischen Mutter und Vater.
Ein weiterer wohnte drei Tage lang mit
der Leiche der Mutter unter demselben
Dach, weil er sich nicht zu helfen wusste.

Solche Schicksale sind möglich, weil
Taubblinde eine diskriminierte Minder-
heit darstellen, die nicht einmal in unserer
Begriffswelt auftaucht. Was, das gibt es?,
wird man gefragt. Irmgard Reichstein
kämpft seit Jahren dafür, dass sich das än-
dert. Ihr Schriftverkehr mit Ministern, Be-
hindertenbeauftragten und Abgeordneten
füllt mehrere Ordner, trotzdem hat sie oft
das Gefühl, ins Leere zu schreiben. Auf
eine Antwort wartet sie wochenlang, und
dann flüchten sich die Politiker in Flos-
keln. Sie danken ihr für den Brief und lo-
ben sie: „Nach wie vor stellt Ihr Engage-
ment einen wichtigen Beitrag zur Intensi-
vierung des öffentlichen Bewusstseins die-
ser hoch komplexen Thematik dar.“
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Mozart für alle

Als Beuys die DDR eroberte

Halb Fisch, halb Frau

Das grüne Leuchten

Das Lorm-Alphabet ist das Alphabet der Taubblinden. Bestimmte Berührungen stehen für einzelne Buchstaben.  Foto plainpicture

Heute

Von Melanie Mühl

Es liegt keine Problemanzeige vor D
ie gängige Kulturtheorie des Gel-
des erschien vor hundert Jahren

und stammt von dem Soziologen
Georg Simmel. Nach seiner „Philoso-
phie des Geldes“ trat im Verlauf der zi-
vilisatorischen Evolution der Sub-
stanzwert des Geldes immer weiter
hinter seinem Funktionswert zurück;
aus Kaurimuscheln und Goldstücken
wurde irgendwann Papier, und selbst
dieses löste sich in virtuelle Transak-
tionen auf. In Simmels Worten: Das
Geld hat teil an der allgemeinen Ent-
wicklung, die „auf jedem Gebiet und
in jedem Sinn das Substantielle in
freischwebende Prozesse aufzulösen
sucht“. Die Welt wird immer leichter
und dünner, die Substanz hat dann das
Nachsehen und fristet ein ökonomi-
sches Nischendasein im Schmuck und
im Kunsthandwerk. In diesen Tagen
gibt es gute Gründe, an dieser Theorie
eine Korrektur anzubringen. Wenn
das Vertrauen – ein sehr empfind-
liches Gut – in die Funktionen schwin-
det, tritt die Substanz wieder in ihre al-
ten Rechte ein. Aber die war ja immer
mehr als bloßer Stoff. Pindar, ein Dich-
ter der Griechen, der den Siegern im
Wettkampf seine Oden widmete, sah
das Gold noch anders, ihm war es ein
Bild des geglückten, und das heißt:
siegreichen Tages. „Das Beste ist das
Wasser, Gold wiederum prangt wie
nächtens leuchtendes Feuer / über al-
lem stolzen Reichtum.“ Mit diesen Zei-
len beginnt die erste Olympische Ode.
Da gibt es keine kritische Reflexion
über Mammon oder Entfremdung;
Gold ist dem Dichter ein Zeichen der
Götternähe – Apollo hat goldenes
Haar, Venus-Aphrodite wird als „all-
übergoldet“ geschildert –, und der
Sieg steht mit dem Gold in einem inni-
gen Verhältnis: „Sie waren es, die in
den meisten Wettkämpfen Siegesprei-
se erlangten, / und sie schmückten ihr
Haus mit Dreifüßen, / Kesseln und
Schalen mit Gold, / da sie in den Be-
sitz der Siegeskränze kamen.“ Irgend-
wie stammt das Gold von der Sonne
her. Der „Mutter der Sonne“ huldigt
Pindar: „Deinetwegen halten die Men-
schen auch das Gold für besonders /
mächtig vor den anderen Dingen.“
Noch Marx kannte in den „Grundris-
sen“ die wahre Theorie: „Gold, in der
figürlichen Sprache der Peruaner, ,the
tears wept by the sun‘“ – man zahlte
mit Sonnenstrahlen oder -tränen; Letz-
teres mag für die peruanischen Urein-
wohner angesichts spanischer Gold-
gier die größere Evidenz gehabt ha-
ben. Wir brauchen eine Theorie des
Goldes, auch eine ästhetische. Lies kei-
ne Fahrpläne, mein Sohn, lies die
Oden, sie sind genauer.  L.J.

Der Kranichsteiner Literaturpreis geht
in diesem Jahr an den Schriftsteller und
Übersetzer Jan Wagner. Der 1971 gebo-
rene Berliner erhält die mit 20 000
Euro dotierte Auszeichnung in Aner-
kennung für sein Werk, insbesondere
für den im Jahr 2010 erschienenen Ge-
dichtband „Australien“. Außerdem er-
halten die Lyrikerin Marion Posch-
mann ein zehnwöchiges Stipendium im
Deutschen Haus der New York Universi-
ty und die Schriftstellerin Sudabeh Mo-
hafez ein gleichfalls zehnwöchiges Sti-
pendium an der Queen Mary Univer-
sity of London. Die Preise werden am
25. November im Theater Mollerhaus
in Darmstadt überreicht. Schon am Vor-
mittag dieses Tages bewerben sich in
einer öffentlichen Lesung in der Darm-
städter Bertolt-Brecht-Schule drei Au-
toren um den Kranichsteiner Literatur-
förderpreis in Höhe von fünftausend
Euro: Nino Haratischwili, Judith Zan-
der und Max Scharnigg lesen aus bis-
lang unveröffentlichten Texten. F.A.Z.
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Die Substanz

Lyrik siegt
Kranichsteiner Preis an Jan Wagner

Wir glauben, der Staat sorge sich um uns. Doch das ist eine Illusion. Wer durch seine
Raster fällt, ist verloren – so wie der taubblinde Herr R. Die Geschichte eines Versagens.

Taubblindheit ist in Deutsch-
land nicht als spezifische
Behinderung anerkannt.
Es ist nicht vorgesehen,
dass jemand gleichzeitig
taub ist und blind.
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Man nehme sich der Problematik an, prü-
fe den Sachverhalt und leite ihn an die zu-
ständige Stelle weiter. Im Augenblick sei
eine Neuregelung der Bordsteinhöhe
dringlicher. „Behinderte und Jugendliche,
da wird als Erstes gespart“, sagte neulich
eine Ministerin zu Frau Reichstein. „Hö-
ren Sie auf zu träumen.“ Aus dem Büro
des Behindertenbeauftragten der Bundes-
regierung, Hubert Hüppe, heißt es: „Lei-
der ist eine Einführung zusätzlicher Hilfe-
und Unterstützungsleistungen für taub-
blinde Menschen in den nächsten Jahren
nicht absehbar.“

Ein Telefongespräch mit dem Behinder-
tenbeauftragten von Nordrhein-Westfa-
len, Norbert Killewald. In Recklinghausen

gab es von 2005 bis 2007 eine Beratungs-
stelle für Taubblinde, finanziert von der
„Aktion Mensch“. Sie wurde geschlossen,
weil das Land die Kosten nicht überneh-
men wollte. Killewald sagt: „Das war vor
meiner Zeit.“ Welche konkreten Maßnah-
men Taubblinden während seiner Amts-
zeit helfen könnten, dazu will er sich nicht
äußern. Gerade sei die vierte Taubblinden-
assistenzausbildung bewilligt worden,
sagt er. Allerdings handelt es sich dabei
nicht um eine Regelfinanzierung, das Pro-
jekt kann also jederzeit gekippt werden.
Wie viele Assistenten pro Jahr ausgebildet
werden, weiß Killewald nicht. Es scheint
ihn auch nicht zu interessieren. „Fragen
Sie die Frau von der Stiftung“, sagt er.

Irmgard Reichstein ist für die Politik
kein ernstzunehmender Gegner. Sie ist für
sie lediglich eine lästige Frau, die eine Stif-
tung gegründet hat, weil ihr Bruder taub-
blind ist, was in die Kategorie „Familien-
schicksal“ fällt. „Man geht davon aus, dass
ich bald aufgebe“, sagt sie. Doch der Glau-
be, die bürokratischen Mühlen werden sie
zermürben, ist ein Trugschluss. Mittlerwei-
le ist einigen klargeworden, dass Irmgard
Reichstein es ernst meint. Sie arbeitet eng
mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der

Taubblinden und Behindertenorganisatio-
nen zusammen. Das Netzwerk wird grö-
ßer, ihr Einfluss wächst. Die Taktik, Perso-
nen loszuwerden, indem man sie auflau-
fen lässt, funktioniert bei ihr nicht. Das
liegt an ihrer Hartnäckigkeit und Geduld,
vor allem aber daran, dass Irmgard Reich-
stein nicht als Betroffene handelt. Sie han-
delt als Mitglied einer Gesellschaft, dem
die Tatsache, dass es in diesem Land Min-
derheiten gibt, die durch jedes Raster fal-
len, als wären sie inexistent, Angst ein-
jagt. Sie selbst könnte plötzlich auf der fal-
schen Seite stehen. Jeder könnte das. Da-
für muss man gar nicht taubblind werden.

„Der Fall R. ist eine Menschenrechtsver-
letzung“, sagt Irmgard Reichstein, sie hat
das Institut für Menschenrechte in Berlin
informiert. Jetzt liegt der Fall bei Valentin
Aichele, dem Leiter der Monitoring-Stel-
le, die die Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention durch die Regierung
überwacht. Irmgard Reichstein dachte,
beim Institut für Menschenrechte ist sie
richtig.

Valentin Aichele, Anfang vierzig, ist ein
ambitionierter Mann. Als der Name Irm-
gard Reichstein fällt, kräuselt sich seine
Stirn. Über die Situation Taubblinder in
Deutschland sagt er: „Taubblinde Men-
schen sind weitaus stärker von Benachteili-
gungen betroffen als andere Menschen
mit Behinderungen.“ Man könnte mei-
nen, diese Feststellung hätte Konsequen-
zen. Hatte sie auch: Das Institut gab eine
Pressemeldung heraus mit der Empfeh-
lung, Tbl als Merkzeichen einzuführen,
die sich auch im Aktionsplan der Regie-
rung findet. Es gab eine wissenschaftliche
Untersuchung der Lebenslage Taubblin-
der in Auftrag, und vor einiger Zeit hat
sich Aichele mit Taubblinden zusammen-
gesetzt und die Problemlage erörtert. Er
führt informelle Gespräche. Valentin Ai-
chele findet, das ist eine ganze Menge.

Aichele ist ein winziges Rädchen im rie-
sigen System. Er hat keine weitreichenden
Befugnisse und wenig Geld zur Verfü-
gung. Er würde gern mehr bewegen, aber
ihm sind die Hände gebunden. Die Struk-
turen definieren seinen Aktionsradius,
und an den Strukturen kann Aichele
nichts ändern.

Um den Fall R. in Bethel wird sich das
Institut für Menschenrechte nicht küm-
mern. „Wir haben keine staatlichen Befug-
nisse, eine konkrete Menschenrechtsver-
letzung festzustellen“, gibt Aichele an.
„Unser Fokus ist nicht der Einzelfall.“ Bei
gravierenden Fällen könne man zwar eine
Ausnahme machen, aber dafür fehlten die
Kapazitäten. Er fragt: „Wissen Sie über-
haupt, wie viele Leute hier arbeiten?“ Da
seien nur er, zwei wissenschaftliche Mitar-
beiter und eine Sekretärin.

„Monitoring“ kommt von „to monitor“,
was so viel bedeutet wie beobachten, kon-
trollieren. Aber wie soll die „Monitoring-
Stelle“ kontrollieren, ob die Bundesregie-
rung die UN-Behindertenrechtskonven-
tion umsetzt, wenn sie jene Fälle, in denen
Rechte von Menschen mit Behinderungen
verletzt werden, gar nicht benennen darf?

Egal, an wen man sich wendet, nie-
mand fühlt sich richtig zuständig, alle
schieben die Verantwortung von sich: der
Regionalleiter in Bethel, der Behinderten-
beauftragte von Nordrhein-Westfalen, der
Behindertenbeauftragte der Bundesregie-
rung, der Leiter der Monitoring-Stelle des
Instituts für Menschenrechte. Wenn selbst
dieses Institut nicht befugt ist, Menschen-
rechtsverletzungen festzustellen, fragt
man sich, wer ist es dann? Aichele hat dar-
auf keine Antwort. Offenbar, sagt er, gebe
es eine „institutionelle Lücke“.

Herr R. ist in diese institutionelle Lü-
cke gefallen. Er ist ein Kollateralschaden,
ein Fehler im System, der nicht sein darf.
Es hat fünfzig Jahre gedauert, bis jemand
kam, der handelte. Herr R. ist in dieser
Woche ins Taubblindenwerk Hannover
umgezogen.

In Deutschland sind laut Schät-
zung des „Gemeinsamen Fachaus-
schusses hörsehbehindert/taub-
blind“ vier- bis sechstausend Men-
schen von Taubblindheit betrof-
fen. Demgegenüber stehen weni-
ger als dreihundert spezielle
Heimplätze und hundert geschul-
te Taubblindeassistenten. Als Be-
rufsbild existiert Taubblindenassis-
tent nicht. Eine doppelte Sinnes-
behinderung ist hierzulande nicht
als spezifische Behinderung aner-
kannt, weshalb Taubblinde kein
eigenes Merkzeichen haben. Im
Schwerbehindertenausweis sind
die Abkürzungen Gl für gehörlos
und Bl für blind vermerkt. Im Ge-
gensatz zu Deutschland hat das
Europäische Parlament Taubblind-
heit 2004 als Behinderung eige-
ner Art anerkannt. Es forderte
„die Organe der EU sowie die Mit-
gliedstaaten auf, die Rechte der
Hör- und Sehbehinderten anzuer-
kennen und ihnen Geltung zu ver-
schaffen“. Zum Beispiel in Finn-
land oder Norwegen gibt es des-
halb einen am Einzelfall orientier-
ten Anspruch auf persönliche
Assistenz und Dolmetscherleistun-
gen. Auf diese Weise soll sicher-
gestellt werden, dass Taubblinde
am gesellschaftlichen Leben
teilhaben können und die
UN-Konvention über die Rechte
von Behinderten, die seit 2009
auch für Deutschland verbindlich
ist, eingehalten wird. (F.A.Z.)

D
ie Besatzung im Versorgungszelt
bohrte mit den Augen Löcher in
die Luft: halb irr, auf jeden Fall

ratlos. Scampipfännchen? Waren noch
nicht da. Vegetarische Quiche? Bitte
drei, vier Minuten Geduld. Also dann
ein „Berliner Duett“, im Klartext: Curry-
wurst mit Pils. Die Currywurst war kalt.
„Wir müssen uns erst noch sortieren“,
murmelte die junge Frau hinter den
Edelstahltrögen ganz verhuscht. Durch
das eintrudelnde Publikum schritt ein
sanfter, verständig blickender weißer
Hirsch.

In den letzten Tagen war alles drunter
und drüber gegangen bei den Seefestspie-
len Berlin, die nun zum ersten Mal an je-
nem Kropf der Havel stattfinden, der
„Wannsee“ genannt wird. Christoph
Dammann, vormals Intendant der
Opernhäuser von Köln und Lissabon,
wollte ein kleines Bregenz in die Mark
Brandenburg stellen und hatte sich zu-
nächst die Halbinsel Hermannswerder
in Potsdam ausgesucht. Doch Umwelt-
schützer wehrten sich erfolgreich gegen
eine Seebühne. Der Berliner Stadtbezirk
Steglitz-Zehlendorf hatte weniger Be-
denken und gab das Strandbad Wannsee
frei. Katharina Thalbach wollte hier Mo-
zarts „Zauberflöte“ inszenieren; und die
Bühne von Momme Röhrbein – eine gro-
ße Pyramide mit Felsen- und Palmenpro-
spekten – sollte im Wasser schwimmen.
Doch die Deutsche Entertainment AG
hatte versäumt, rechtzeitig die wasser-
rechtliche Genehmigung einzuholen.
Da wurde also vierzehn Tage vor der Pre-
miere alles in den Sand gesetzt, mithin
ans Ufer, und am Ende trotzdem sehr
hübsch: Durch das Loch in der Pyramide
sah man am Donnerstag die Sonne lang-
sam im See versinken. Das war so schön,
dass man die Schmerzen vergaß in den
blauen Hartschalensitzen auf der Tribü-
ne, die einem den Hintern auf Zwetsch-
gengröße zusammenkniffen. Dreitau-
sendsiebenhundert Leute wollten ja ir-
gendwie untergebracht werden.

Obwohl es keine Subventionen gibt
(und darauf ist man stolz), nennt Berlins
Regierender Bürgermeister Klaus Wowe-
reit das Unternehmen in seinem gedruck-
ten Grußwort gleich „unsere neuen See-
festspiele“. Er kommt auf „demokrati-
sche Theatertraditionen der antiken Am-
phitheater“ zu sprechen, freut sich, dass
„Hochkultur niedrigschwellig“ angebo-
ten werde und sich „an breite Bevölke-
rungsschichten“ wende. Ganz in diesem
Sinne feiert Elke Heidenreich in einem
Aufsatz für das Programmheft „Die
Zauberflöte“ als ein Werk an alle und für
alle.

Und genau so, quasi als basisdemokra-
tische Volkstheaterrache der Kirmes-
gaukler an der Diktatur der subventio-
nierten Regisseurscliquen, hat Kathari-
na Thalbach das Stück inszeniert. Es ist
ein großer, lustiger Kindergeburtstag ge-
worden. Schon während der Ouvertüre –
gespielt von der übrigens exzellenten
Kammerakademie Potsdam unter Judith
Kubitz – schoben schwarzkuttige Mön-
che zwei rotäugige See-Ungeheuer her-
ein: Nessies auf dem Rollator. Ein drittes
wurde dann von den drei Damen so herr-
lich lautstark abgemurkst, dass hier
schon die ersten Sechsjährigen in die
Hände klatschten. Kurz darauf glotzte
dann das Schulanfängerpublikum eher
gelangweilt seine Fußspitzen an, wäh-
rend die drei Damen sich über Prinz Ta-
mino hermachten, ihre Nonnenhabits
aufrissen, bis fleischfarbene BHs mit
dick aufgemalten Brustwarzen hervor-
ploppten. Nach diesem altersspezifi-
schen Zielgruppensplitting ging doch
wieder eine hohe szenische Integrations-
kraft aus von einem großartigen, absolut
irren Bild: Die Königin der Nacht, mit Sil-

berglitzerkrone, wurde durch den Arm ei-
nes Hubdrehkrans in die Luft gehievt
und sang in wirr flatternder Kreppseide,
pechschwarz, ihre erste Arie vor dem
noch hellen Abendhimmel.

Sie sang übrigens nicht besonders sau-
ber, wie es den meisten Sängern nicht gut
bekam, dass sie elektrisch verstärkt wur-
den. Man hörte nun jede Brüchigkeit,
jede unvollkommene Stütze, jeden Wack-
ler der Intonation, wenngleich sich Andre-
as Hörl als Sarastro tadellos, Sophie Kluß-
mann als Pamina und Musa Nkuna als Ta-
mino ganz anständig ihrer Partie stell-
ten. In alter Volkstheatertradition wurde
der Papageno von einem Schauspieler,
Guntbert Warms, gesungen. Seine Be-
merkung „Vernunft? Ich hab’ bloß In-
stinkte“, verbunden mit dem Schnüffeln
unter den eigenen Achseln, dürfte auch
ein flapsiges Bekenntnis der Regisseurin
gewesen sein, das gewiss nicht bös ge-
meint war, aber auf breite Zustimmung
bei den Intellektuellenfeinden unter den
Opernfreunden stoßen dürfte. So weit
hätte man es mit der Niedrigschwellig-
keit gar nicht treiben müssen, um allen
Freude zu machen.  JAN BRACHMANN

Der Lehrstuhl für Mittlere und Neuere
Kunstgeschichte an der Staatlichen Aka-
demie der Bildenden Künste in Stuttgart
stellt eine Datenbank zum Werk Lukas
Cranachs des Älteren zusammen, der
1553 starb. Rund 1800 Gemälde sowie
350 Zeichnungen würden dokumentiert,
die „erstmals einen vergleichenden Blick
auf das schwer überschaubare Œuvre des
Wittenberger Hofmalers“ ermöglichten,
teilte der Lehrstuhl mit. Die Datenbank
www.cranach.net erlaubt Kunstwissen-
schaftlern aus aller Welt, Beiträge einzu-
stellen. Damit sieht man einen „transpa-
renten wissenschaftlichen Diskurs und
Austausch gewährleistet“. dpa

„Romantik, Realismus, Revolution – Das
19. Jahrhundert“ lautet das Motto, unter
dem am 11. September der „Tag des offe-
nen Denkmals“ begangen wird. Für die
Stadt Bedburg, westlich von Köln im
rheinischen Braunkohlerevier gelegen,
kommt es sechs Wochen zu spät: Die 1854
eingeweihte Schlosskapelle, ein Frühwerk
des Kölner Diözesanbaumeisters Vincenz
Statz (1819 bis 1898), eines der prägen-
den Architekten der Neugotik im Rhein-
land, wurde gerade abgerissen. Noch im
Mai hatte der Bürgermeister von Bedburg
eine „reelle Chance“ ausgemacht, „die Ka-
pelle zu retten“. Auch die rheinische Rit-
terakademie, die Statz ein Jahr zuvor als

viergeschossigen Schultrakt an das Renais-
sance-Schloss angesetzt hatte, steht vor
der Schleifung. Das Kirchlein war zwar
schon vor Jahren wegen Baufälligkeit ent-
weiht worden, galt aber angesichts der ma-
lerischen Lage am Eingang zum Schloss-
park als architektonisches Juwel mit ho-
hem Identitätswert. Die Kosten für die
vorläufige Sicherung waren auf dreihun-
derttausend, für die Sanierung auf 1,5 Mil-
lionen Euro geschätzt worden. Während
der Landeskonservator Rheinland den Ab-
bruch als Kollateralschaden der vom
Braunkohletagebau verursachten Gelän-
desenkungen hinstellt, beklagt die Kölner
Dombaumeisterin, die sich für den Erhalt
eingesetzt hatte, einen „wesentlichen
Verlust für die Denkmallandschaft“, der
durch die „Unwilligkeit und Unfähigkeit
der Gemeinde“ entstanden sei. aro.

Cranach transparent
Datenbank in Stuttgart

Fortsetzung des Artikels von Melanie Mühl von Seite 31

Es liegt keine
Problemanzeige vor

Taubblinde

Braunkohleopfer
Bedburg schleift Schlosskapelle

Rache der Gaukler am Subventionstheater
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Josef Haslinger erzählt in seinem neuen Roman eine Familiengeschichte, verstrickt in die Tragödien 

des 20. Jahrhunderts. Er erzählt von Angst, Wut, Hoffnung und der Unabschließbarkeit der 

Erinnerung. »Josef Haslinger schreibt Texte, die aus dem Leben gegriffen sind und den Leser vor 

eine fast schon altmodisch anmutende Aufgabe stellen: Sie zwingen zum Nachdenken.« 

Hans Christian Kosler, Neue Zürcher Zeitung

Katharina Thalbach
inszeniert im Strand
des Wannsees mit
flatternder Kreppseide
eine kindergeburtstags-
irre „Zauberflöte“.

Chelsey Schill als eine Königin der Nacht, die alle zum Staunen brachte – was weniger an ihrem Singen lag als an dem phantastischen Bild, das sie im Himmel abgab.  Foto Reuters
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